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Mit dem 1. 8. 2001 ist das Gesetz zur Beendigung der Dis-
kriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften: Le-
benspartnerschaften in Kraft getreten2). Nachdem sich die
Wogen der zum Teil heftig geführten politischen Diskussion
geglättet haben, ist es an der Zeit, dass der Rechtsanwender,
sich mit den Folgen des Gesetzes – unabhängig von seinem
persönlichen Standpunkt und einer späteren verfassungsge-
richtlichen Würdigung – auseinandersetzt.

Kernstück des Gleichstellungsvorhabens ist das Gesetz
über die eingetragene Lebenspartnerschaft (LPartG)3). Darü-
ber hinaus werden zahlreiche andere Gesetze geändert. Davon
sind auch einige Vorschriften der Zivilprozessordnung (ZPO)
betroffen4). Zum Zwangsvollstreckungsrecht gehören dabei
die §§ 739, 850c Abs. 1 Satz 2, 850d, 850i Abs. 1 Satz 1 und
863 Abs. 1 Satz 1 ZPO5).

Es werden deshalb im Anschluss an eine kurze Darstellung
des LPartG (I.) die Auswirkungen der Änderungen in den ein-
zelnen Normen für die Vollstreckungspraxis erörtert (II.).

Schließlich wird noch auf die Folgen bei der Abgabe von Ver-
mögensverzeichnissen (III.) und die analoge Anwendung von
Bestimmungen der Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzie-
her (GVGA) eingegangen (IV.)

I. LPartG

Das LPartG knüpft an die wesentlichen Vorschriften des
Familienrechts in den §§ 1303 ff. Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB) an6).

Nach § 1 Abs. 1 LPartG können zwei gleichgeschlechtli-
che Personen eine Lebenspartnerschaft begründen. Dazu be-
darf es einer Erklärung vor der zuständigen Behörde, die per-
sönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit abzugeben ist.
Dabei müssen die Lebenspartner sich auch zum Vermögens-
stand gem. § 6 LPartG äußern. Dieser ähnelt entweder dem ge-
setzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft oder der
Gütertrennung, soweit vertraglich keine abweichenden Rege-
lungen getroffen wurden, § 7 LPartG. Vergleichbar mit der
Eheschließung werden in § 1 Abs. 2 LPartG verschiedene
Ausschlussgründe für die Lebenspartnerschaft genannt.

Nach § 2 LPartG sind die Lebenspartner zur gegenseitigen
Fürsorge verpflichtet, sie gelten gem. § 11 LPartG als Famili-
enangehörige. Sie können wie bei einem Ehenamen einen Le-
benspartnerschaftsnamen bestimmen, § 3 LPartG. Nach § 4
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LPartG haben die Lebenspartner gegenseitig nur für eigenüb-
liche Sorgfalt einzustehen. Unter Verweis auf die §§ 1360a
und 1360b BGB sind die Lebenspartner zu einem angemesse-
nen Unterhalt verpflichtet, § 5 LPartG. § 8 LPartG erklärt die
§§ 1357, 1362, und 1365–1370 BGB für entsprechend an-
wendbar. § 9 LPartG regelt die sorgerechtlichen Befugnisse
des Lebenspartners. In Grundzügen ist auch das Erbrecht der
Lebenspartners nach § 10 LPartG mit dem Ehegattenerbrecht
vergleichbar. Die §§ 12, 13 und 14 LPartG regeln in Hinblick
auf den Unterhalt, die Hausratsverteilung und die Wohnungs-
zuweisung das Getrenntleben der Lebenspartner. Die Aufhe-
bung der Lebenspartnerschaft ist den §§ 15–19 LPartG nor-
miert. Insbesondere werden dort wieder Bestimmungen über
den Unterhalt, die Hausratsverteilung und die Wohnungszu-
weisung getroffen.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Lebenspartnerschaft
stark der Ehe angeglichen ist, der letzte Schritt, nämlich die
vollständige Gleichstellung, vielfach aber noch vermieden
wird. So sind die Lebenspartnerschaften steuerlich nicht der
Ehe gleichgestellt.

Problematisch ist, dass das Verwaltungsverfahren immer
noch nicht in allen Bundesländern geregelt ist, obwohl seit der
Verabschiedung des Gesetzeswerkes etliche Monate verstri-
chen sind. Es ist dort deshalb z. B. noch nicht endgültig ge-
klärt, vor welcher Behörde die Erklärungen abzugeben sind
und wo die Lebenspartnerschaften registriert werden.

II. Zwangsvollstreckungsrecht

Nachfolgend sind die Änderungen im Vollstreckungsrecht
dargestellt. § 739 ZPO gehört in den Bereich der allgemeinen
Vorschriften und betrifft deshalb alle Vollstreckungsarten.
Die §§ 850c Abs. 1 Satz 2, 850d, 850i Abs. 1 Satz 1 und 863
Abs. 1 Satz 1 ZPO beziehen sich nur auf die Zwangsvollstre-
ckung wegen Geldforderungen in Forderungen und andere
Vermögensrechte. Auf Grund von § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO
wird jedoch ein Geldbetrag von der Pfändung freigestellt,
wenn der Vollstreckungsschuldner wiederkehrende Einkünfte
nach den §§ 850, 850a und 850b ZPO hat und der Geldbetrag
dem pfändungsfreien Teil der Einkünfte bis zum nächsten
Zahlungstermin entspricht. Auf diese Weise wird der un-
pfändbare Teil des Arbeitseinkommens auch nach der Aus-
zahlung geschützt7). Damit wird die Wirkung der geänderten
§§ 850 c Abs. 1 Satz 2 und 850d ZPO mittelbar auch auf den
Bereich der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in
körperliche Sachen ausgedehnt. § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO kann
sich deshalb sowohl zu Gunsten als auch zu Lasten des Voll-
streckungsschuldners auswirken8)

a) § 739 ZPO

§ 739 ZPO enthält eine Gewahrsamsfiktion bei der
Zwangsvollstreckung gegen einen Ehegatten9). Diese Vor-
schrift ergänzt die Eigentumsvermutung bei Ehegatten gem.
§ 1362 BGB. Mit der Fiktion wird der Gerichtsvollzieher von
der Schwierigkeit entbunden, die Gewahrsamsverhältnisse bei
Ehegatten festzustellen10). Dadurch wird die Ehe im Vergleich
zu nichtehelichen Lebensgemeinschaften gegenüber den

Gläubigern benachteiligt11). Greift die Eigentumsvermutung
in § 1362 BGB nicht, so ist die Gewahrsamsfiktion in § 739
ZPO nicht anwendbar12). 

Da die Eigentumsvermutung von § 1362 BGB nunmehr
vergleichbar in § 8 LPartG geregelt ist und § 739 ZPO auf Le-
benspartnerschaften erweitert wird, gilt für Lebenspartner-
schaften, dass der Vollstreckungsschuldner zu Gunsten des
Vollstreckungsgläubigers als Gewahrsamsinhaber gilt, wenn
vermutet wird, dass die im Besitz eines Lebenspartners oder
beider Lebenspartner befindlichen beweglichen Sachen
Eigentum desjenigen Lebenspartners sind, der Vollstre-
ckungsschuldner ist.

b) § 850c Abs. 1 Satz 2 ZPO

In § 805c Abs. 1 ZPO sind die Pfändungsfreigrenzen für
das Arbeitseinkommen des Vollstreckungsschuldners nor-
miert. Der pfändungsfreie Grundbetrag in Satz 1 der Vor-
schrift erhöht sich nach Satz 2 bei bestimmten gesetzlichen
Unterhaltsverpflichtungen des Vollstreckungsschuldners. Vo-
raussetzung ist, dass die Unterhaltspflicht im Einzelfall auch
tatsächlich besteht und der Unterhalt geleistet wird. Eine ver-
tragliche Unterhaltspflicht kommt bei § 850c Abs. 1 Satz 2
ZPO nun dann in Betracht, wenn eine gesetzliche ohnehin in
gleicher Weise bestünde13).

Der Kreis dieser Verpflichtungen wird nun auf die Unter-
haltsansprüche des Lebenspartners oder früheren Lebenspart-
ners gegenüber dem Vollstreckungsschuldner nach dem
LPartG erweitert. Dadurch kommt der Vollstreckungsschuld-
ner als Lebenspartner in den Genuss der höheren Pfändungs-
freigrenzen.

c) § 850d ZPO

In § 850d ZPO ist die Pfändbarkeit des Arbeitseinkom-
mens, Überstundenlohns, Urlaubsentgeltes und der Weih-
nachtsvergütung bei Unterhaltsansprüchen geregelt. Nach
Abs. 1 Satz 1 der Norm kann wegen bestimmten gesetzlichen
Unterhaltsansprüchen in die o.g. Forderungen ohne die Be-
schränkungen des § 850c ZPO vollstreckt werden. Dabei muss
sich unmittelbar aus dem Vollstreckungstitel oder einem spä-
teren Urteil ergeben, dass ein Unterhaltsanspruch der in Abs.
1 bezeichneten Art vorliegt14).

Wie bei § 850c ZPO wird nun der Kreis der Unterhaltsan-
sprüche auf die des Lebenspartners oder früheren Lebenspart-
ners erweitert.

In § 850d Abs. 2 ZPO normiert in drei Stufen die Rangfol-
ge der nach Abs. 1 Berechtigten. Innerhalb dieser Grobeintei-
lung gibt es wiederum Untergliederungen. Voraussetzung ist
das Vorliegen einer Pfändung. Ansprüche von Personen, wel-
che der schlechteren Rangklasse angehören, bleiben unbe-
rücksichtigt, wenn bei der Pfändung für den Vollstreckungs-
gläubiger der pfandfreie Betrag des Vollstreckungsschuldners
errechnet wird. Pfänden mehrere nach Abs. 2 berechtigte Per-
sonen, so gilt zunächst das Prioritätsprinzip nach § 804 Abs. 3
ZPO. Die Freibeträge werden getrennt berechnet, die Be-

7) Thomas/Putzo, ZPO, 22. A., § 811, Rdnr. 32; Zöller/Stöber,
ZPO, 22. A., § 811, Rdnr. 32.

8) Baumbach/Hartmann, ZPO, 59. A., § 811, Rdnr. 48.
9) Thomas/Putzo, § 739, Rdnr. 9.

10) Arens/Lüke, ZPO, 6. A., Rdnr. 555; Baumbach/Hartmann,
§ 739, Rdnr. 1..

11) Zu den verfassungsrechtlichen Bedenken: Brox, in: FamRZ
1981, S. 1126–1128.

12) Thomas/Putzo, § 739, Rdnr. 3; Wieczorek/Schütze/Paulus,
ZPO, 3. A., § 739, Rdnr. 3–5; Zöller/Stöber, § 739, Rdnr. 1.

13) Baumbach/Hartmann, § 850c, Rdnr. 4–5; Thomas/Putzo,
§ 850c, Rdnr. 3.

14) Thomas/Putzo, § 850d, Rdnr. 2.



DGVZ 2001, Nr. 9 131

schlüsse aber dann nach § 850g ZPO geändert und der Rang-
folge des § 850d Abs. 2 ZPO angepasst15).

Vorrangig waren bislang die minderjährigen und unverhei-
rateten Kinder, der Ehegatte und frühere Ehegatten sowie un-
ter bestimmten Voraussetzungen die Eltern, § 850d Abs. 2 a)
ZPO. In der zweiten Rangklasse folgten nach § 850d Abs. 2 b)
ZPO die übrigen Abkömmlinge und in der dritten gem. § 850d
Abs. 2 c) ZPO die anderen Verwandten in aufsteigender Linie.

Der Lebenspartner und die früheren Lebenspartner werden
nun dem Rang nach vor den übrigen Abkömmlingen berück-
sichtigt, so dass jetzt vier Rangklassen bestehen. Damit sind
die Lebenspartner und früheren Lebenspartner gegenüber den
minderjährigen und unverheirateten Kindern, dem Ehegatten
und den früheren Ehegatten nachrangig. Auch aus dieser Ein-
teilung wird deutlich, dass der Gesetzgeber die vollständige
Gleichstellung der Lebenspartnerschaft gegenüber der Ehe
vermieden hat.

d) § 850i Abs. 1 Satz 1 ZPO

In § 850i ZPO ist die Unpfändbarkeit bei sonstigen Vergü-
tungen normiert. Wird eine nicht wiederkehrend zahlbare Ver-
gütung gepfändet, so ist dem Vollstreckungsschuldner auf An-
trag so viel zu belassen, wie er für seinen Unterhalt und zur
Erfüllung bestimmter Unterhaltsverpflichtungen benötigt,
§ 850i Abs. 1 Satz 1 ZPO. Betroffen hiervon sind vor allem die
Honoraransprüche der freien Berufe und Provisionen, wenn
sie nicht wiederkehrend abgerechnet werden16).

Wie bei § 850c ZPO wird jetzt der Kreis auf die Unter-
haltsverpflichtungen gegenüber dem Lebenspartner oder frü-
heren Lebenspartnern erweitert.

e) § 863 Abs. 1 Satz 1 ZPO

§ 863 ZPO ist den Pfändungsbeschränkungen bei Erb-
schaftsnutzungen gewidmet. Wenn der Vollstreckungsschuld-
ner als Erbe durch die Einsetzung eines Nacherben oder eines
Testamentsvollstreckers gem. § 2338 BGB beschränkt ist, so
sind die Nutzungen der Erbschaft nicht der Pfändung unter-
worfen, soweit die Nutzungen zur Bestreitung eines standes-
gemäßen Unterhalts erforderlich sind, § 863 Abs. 1 ZPO. Dies
gilt nach Satz 1 auch, soweit die Nutzungen vom Vollstre-
ckungsschuldner für die Erfüllung von bestimmten gesetzli-
chen Unterhaltsverpflichtungen benötigt werden. Die Anord-
nung gem. § 2338 BGB muss in der Verfügung von Todes
wegen enthalten sein17). Nach § 863 Abs. 2 ZPO bleibt die
Pfändung durch Nachlassgläubiger unbeschränkt zulässig.

Ebenso wie bei § 850c ZPO wird nun der Kreis auf die Un-
terhaltsverpflichtungen gegenüber dem Lebenspartner oder
früheren Lebenspartnern ausgedehnt.

III. Vermögensverzeichnisse

In der Praxis sind in vielfacher Weise Vermögensaufstel-
lungen erforderlich. Beim Antrag auf Prozesskostenhilfe muss
der Antragsteller seine Vermögensverhältnisse darlegen.
Ebenso müssen sich Gerichtsvollzieher und Vollziehungsbe-
amte beim Fruchtlosprotokoll einen Überblick über das Ver-
mögen des Vollstreckungsschuldners machen. Schließlich ist

auch bei der Abnahme der eidesstattlichen Versicherung eine
detaillierte Aufstellung über die Einkünfte, das vorhandene
Vermögen und die Verpflichtungen des Vollstreckungs-
schuldners erforderlich.

Hierzu hat der Vollstreckungsschuldner beispielsweise im-
mer mit anzugeben, ob er verheiratet ist und in welchem
Güterstand er lebt. Weiterhin muss er sich über seine Unter-
haltsverpflichtungen und Unterhaltsansprüche offenbaren.
Schließlich sind auch Angaben notwendig, ob der Vollstre-
ckungsschuldner unentgeltlich über Gegenstände zu Gunsten
des Ehegatten verfügt hat.

Derartige Auskünfte sind nun auch in Bezug auf einen Le-
benspartner zu erteilen. Problematisch ist dabei, dass noch kei-
ne abgeänderten Vordrucke vorliegen. Dauert dieser Zustand
bis über das Inkrafttreten des Gesetzeswerkes hinaus an, so
müssen weiterhin die alten Vordrucke verwendet werden. Da-
bei können die für Ehegatten vorgesehenen Felder auch für
Lebenspartnerschaften verwendet werden. Es ist dann ledig-
lich deutlich zu vermerken, dass es sich um keine Ehe, sondern
um eine Lebenspartnerschaft handelt.

IV. GVGA

Die bundeseinheitliche GVGA18) ist bislang nicht an die
Lebenspartnerschaften angepasst worden. Es ist deshalb frag-
lich, welche Vorschriften der GVGA über Ehegatten analog
für Lebenspartner anzuwenden sind. Mit der Ehe beschäftigen
sich nur wenige für das Zwangsvollstreckungsrecht maßgebli-
che Vorschriften der GVGA.

Zunächst ist an § 30 GVGA zu denken. Hier wird im
Anschluß an § 181 ZPO die Zustellung in der Wohnung des
Empfängers normiert. Beispielhaft ist dabei in § 181 Nr. 1 a)
GVGA der Ehegatte genannt. Derartige Beispiele gibt es in
§ 181 ZPO nicht. Die Zustellung an den Lebenspartner in der
Wohnung des Vollstreckungsschuldner ist unproblematisch,
da der Lebenspartner gem. § 11 Abs. 1 LPartG Familienange-
höriger ist. Voraussetzung hierfür ist lediglich, dass es sich um
einen erwachsenen Hausgenossen handelt.

In § 95 GVGA ist der Gewahrsam und Besitz bei Eheleu-
ten näher geregelt. Die Norm knüpft an § 739 ZPO an. Weil
diese Norm auf die Lebenspartnerschaft erweitert wird19),
kann § 95 GVGA unbedenklich auf Lebenspartnerschaften
entsprechend angewendet werden.

Gleiches gilt für § 96 Abs. 1 GVGA. Hier ist die Zwangs-
vollstreckung bei Vorliegen des gesetzlichen Güterstandes
und bei Gütertrennung erfasst. Nach § 6 LPartG können die
Lebenspartner neben vertraglichen Ausgestaltungen nach § 7
LPartG zwischen der Ausgleichsgemeinschaft und der Ver-
mögenstrennung wählen. Erstere ist stark dem gesetzlichen
Güterstand der Zugewinngemeinschaft angeglichen, letztere
der Gütertrennung20).

Nicht analog anwendbar ist dagegen § 96 Abs. 2 GVGA.
Danach hat der Gerichtsvollzieher davon auszugehen, dass ein
verheirateter Vollstreckungsschuldner im gesetzlichen Güter-
stand lebt, solange nichts Gegenteiliges durch öffentliche Ur-
kunden nachgewiesen ist. Dies trifft zwar auf Grund von
§ 1363 Abs. 1 BGB auf die Ehe zu. Nach § 6 Abs. 3 LPartG
gilt bei Lebenspartnerschaften als Auffanggüterstand jedoch
die Vermögenstrennung.

15) Thomas/Putzo, § 850d, Rdnr. 8; Wieczorek/Schütze/Lüke,
§ 850d, Rdnr. 46.

16) Thomas/Putzo, § 850i, Rdnr. 2; Wieczorek/Schütze/Lüke,
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17) OLG Bremen, in: FamRZ 1984, Seite 213–214 (213); Thomas/
Putzo, § 863, Rdnr. 2.

18) Für Hessen in: JMBl. Hessen 1980, S. 117–336.
19) Siehe oben: II.a).
20) Siehe oben: I.
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Nach der amtlichen Begründung zu Nummer 205 (BT-Drs.
14/3432, Seite 29) entspricht diese Vorschrift dem bis zum
31. 3. 2001 geltenden § 17 Abs. 1 GvKostG a. F. Das bedeu-
tet, sie gilt für

– die Pfändung von beweglichen Sachen (§§ 808, 809 ZPO),

– die Pfändung von Früchten, die vom Boden noch nicht ge-
trennt sind (§ 810 ZPO).

– die Pfändung von Forderungen aus Wechseln oder ande-
ren Papieren, die durch Indossament übertragen werden
können (§ 831 ZPO).

Der Wortlaut der Nr. 205 ist eindeutig: Die Gebühr wird
nur für eine Pfändung erhoben.

Seit zwei Jahrzehnten war in der Rechtsprechung der
Instanzgerichte und in der Literatur äußerst umstritten, ob
Gläubiger des Inhabers eines Girokontos in den Dispositions-
kredit vollstrecken können, den ihm die Bank eingeräumt hat
und den er noch nicht ausgeschöpft hat, die so genannte „offe-
ne Kreditlinie“ (Nachweise bei Stöber, Forderungspfändung,
Rdnr. 116 ff.). Diese Rechtsunsicherheit ist nunmehr durch
eine Entscheidung des BGH (Urteil vom 29. 3. 2001, IX ZR
34/00, BB 2001 S. 1008 und ZIP 2001 S. 825) beseitigt wor-
den, in der sich der BGH ausführlich mit allen Gründen für
und gegen die Pfändbarkeit dieses Rechts auseinandersetzt. In
seiner Entscheidung bejaht der BGH die Pfändbarkeit des vom
Bankkunden noch nicht in Anspruch genommenen Disposi-
tionskredits, lehnt hingegen ebenso wie in seiner früheren Ent-
scheidung vom 24. 1. 1985 (IX ZR 65/84, BGHZ 93 S. 315
und Rpfleger 1985 S. 201) eine Pfändbarkeit bei bloß ge-
duldeter Überziehung (Überziehungskredit) ab (kritisch zu
Letzterem Hintzen in Hintzen/Höppner/David, Erfolgreiche
Zwangsvollstreckung, 2. Aufl. S. 121).

Einen Zahlungsanspruch erlangt der pfändende Gläubiger
allerdings erst, wenn der Schuldner den ihm eingeräumten
Kredit auch abruft, da der BGH in der neuen Entscheidung
daran festhält, dass das Recht zum Abruf des Dispositionskre-
dits ein höchstpersönliches Recht des Kontoinhabers sei, das
vom Gläubiger nicht mitgepfändet und sodann von ihm an
Stelle des Schuldners für diesen ausgeübt werden könne. Der
Abruf könne in einer ausdrücklichen Erklärung des Schuld-
ners gegenüber der kontoführenden Bank liegen, aber auch
konkludent erklärt werden, z. B. durch Einreichung von

Überweisungsaufträgen bei debitorischem Konto, durch Ver-
fügung über das Konto mittels Scheck oder Lastschrift (etwa
zu Gunsten eines Kreditkartenunternehmens) oder durch Bar-
abhebungen am Bankschalter selbst oder auch am Geldauto-
maten. Folge eines solchen Abrufs sei, so ausdrücklich der
BGH, dass die Bank nicht an den Schuldner bzw. den Über-
weisungsempfänger oder den Inhaber der Einziehungs-
ermächtigung zahlen dürfe, sondern an den Gläubiger, der
den Pfändungs- und Überweisungsbeschluss erwirkt hat. Zah-
le die Bank gleichwohl, sei es auch versehentlich, an den
Schuldner, den Überweisungsempfänger oder den Inhaber der
Einziehungsermächtigung, so müsse sie exakt den gleichen
Betrag nochmals an den pfändenden Gläubiger zahlen; hin-
sichtlich des dann überzahlten Betrags sei sie darauf verwie-
sen, ihn vom Schuldner zurückzufordern.

Auch wenn Schuldner, sofern sie über die Rechtslage in-
formiert sind, künftig in den meisten Fällen nach einer Pfän-
dung ihres Dispositionskredits klugerweise von dessen Abruf
absehen werden, stellt dieser doch einen Vermögenswert dar,
zumal die Blockierung des Kontos den Schuldner zwingen
kann, den Kredit zur Befriedigung des pfändenden Gläubigers
zu verwenden, um wieder mit diesem Konto arbeiten zu kön-
nen. Ein Dispositionskredit ist darum gem. § 807 Abs. 1 ZPO
im Falle einer Ladung des Schuldners zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung im Vermögensverzeichnis anzuge-
ben, und im Falle der Benennung eines Bankkontos – auch
eines debitorischen – sollte der Gerichtsvollzieher den Schuld-
ner nach einem von der Bank eingeräumten Dispositionskredit
und ggf. nach dessen Höhe ausdrücklich befragen.

Ebenfalls nicht entsprechend anzuwenden ist § 97 GVGA.
Hier wird im Anschluss an die §§ 740 bis 745 ZPO die
Zwangsvollstreckung in das Gesamtgut bei der Gütergemein-
schaft geregelt. Ein der Gütergemeinschaft vergleichbarer Gü-
terstand bei der Lebenspartnerschaft existiert jedoch nicht.

§ 98 GVGA kann dagegen wieder analog angewendet wer-
den. Weder diese Norm, noch der zu Grunde liegende § 794
Abs. 2 ZPO setzen eine Ehe voraus. Geregelt ist lediglich die
Ersetzung der Verurteilung eines Mitbeteiligten zur Duldung
der Zwangsvollstreckung.

Ebenfalls heranzuziehen ist schließlich § 121 Nr. 1 j)
GVGA. Diese Vorschrift knüpft an § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO
an und bildet die Brücke zu den geänderten §§ 850 c Abs. 1
Satz 2 und 850d ZPO21).

Die kurze Zusammenschau zeigt, dass die Auswirkungen
in der Zwangsvollstreckung durch die Lebenspartnerschaften
auf die GVGA überschaubar bleiben.

21) Siehe oben: II.

Dispositionskredit des Schuldners als bei der eidesstattlichen
Versicherung im Vermögensverzeichnis anzugebender Vermögenswert

Von Michael App, Strasbourg

Die Pfändungsgebühr nach KV Nr. 205
des Gerichtsvollzieherkostengesetzes

Von Dipl.-Rechtspfleger Gerhard Winter, Justizoberamtsrat, Bezirksrevisor LG Göttingen*)

*) Der Verfasser ist Mit-Autor der in Kürze erscheinenden
Neuauflage des Kommentars zum Gerichtsvollzieherkostengesetz
Schröder/Kay. Er teilt mit diesem Beitrag vorweg seine Auffassung zu
einer der zurzeit strittigen Fragen des neuen Gerichtsvollzieherkosten-
gesetzes mit.
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Nach §§ 753, 803, 808 ZPO erfolgt die Zwangsvollstre-
ckung wegen Geldforderungen in das bewegliche Vermögen
durch Pfändung. Eine Pfändung wird nach § 808 Abs. 1 ZPO
dadurch bewirkt, dass der GV die im Gewahrsam des Schuld-
ners befindlichen Sachen in Besitz nimmt. Das geschieht ins-
besondere bei Geld, Kostbarkeiten und Wertpapieren dadurch,
dass der GV die Sachen aus dem Gewahrsam des Schuldners
entfernt. Andere Sachen kann der GV im Gewahrsam des
Schuldners belassen, muss dann aber die Pfändung durch
Pfandsiegel oder auf sonstige Weise kenntlich machen. Vgl.
dazu § 132 ff. GVGA. Der Zwangsvollstreckungsauftrag des
Gläubigers ist daher der Antrag auf Vornahme der Amtshand-
lung Pfändung. Der Gläubiger kann den GV nicht beauftragen,
eine fruchtlose Pfändung durchzuführen. Auch die Durchsu-
chung der Wohnung oder des Geschäftslokals des Schuldners
dient der Ermittlung von Gegenständen, mit dem Ziel der
Pfändung derselben. Eine Durchsuchung kann nicht darauf
gerichtet sein, die Erfolglosigkeit der Zwangsvollstreckung zu
dokumentieren. Verfahrensziel der Zwangsvollstreckung ist
die Befriedigung einer Geldforderung des Gläubigers. Nach
Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG in Verbindung mit § 803 ZPO kann
dieses Ziel nur durch eine Pfändung erreicht werden, denn nur
diese ist gesetzlich geregelt, nicht dagegen die erfolglose
Pfändung als Verfahrensziel. Dass auch die Durchsuchung der
Wohnung oder des Geschäftslokals hoheitliches Handeln des
Staates durch sein Vollstreckungsorgan GV ist, kann nicht da-
zu führen, eine erfolglose Pfändung mit einer Pfändung
gleichzustellen. Auch die so genannte „fruchtlose Pfändung“
setzt voraus, dass der GV an Ort und Stelle versucht haben
muss, den Auftrag mit Erfolg durchzuführen, d. h. Vorfinden
pfändbarer Gegenstände und Pfändung derselben. Auch wenn
die erfolglose Pfändung nicht als besonderes, von der Pfän-
dung verschiedenes selbstständiges Geschäft, sondern ledig-
lich als das negative Ergebnis der Pfändungsamtshandlung
(AG Würzburg, DGVZ 1962, S. 175) verstanden wird, führt
das noch nicht zur gebührenrechtlichen Gleichstellung mit der
Pfändung, denn es fehlt die in der Beschlagnahme der Pfand-
stücke bestehende Tätigkeit (vgl. Schröder/Kay, 10. Aufl.,
Rdnr. 56 zu § 17 a. F.). Dieser Unterschied wurde in dem bis
zum 30. 4. 2001 geltenden Kostenrecht dadurch ausgeglichen,
dass für die Pfändung (§§ 808, 809, 810, 831 ZPO) eine volle
Gebühr nach § 17 Abs. 1 GvKostG a. F. zu erheben war; da-
gegen nach § 17 Abs. 4 GvKostG a. F. nur eine halbe Gebühr,
wenn nach dem Inhalt des Protokolls pfändbare Gegenstände
nicht vorhanden waren oder die Pfändung nach den §§ 803
Abs. 2, 812, 851 b Abs. 2 ZPO unterbleiben musste (Pfän-
dungsversuch). Daran hat sich durch das GvKostRNeuOG ab
1. 5. 2001 nichts geändert. Für die Pfändung entsteht die Ge-
bühr aus Nr. 205 und für den Pfändungsversuch eine solche
aus Nr. 604 („… wenn eine Amtshandlung … aus rechtlichen
Gründen nicht erledigt wird.“).

Gesetzliche Gründe, die eine Pfändung der vom GV vor-
gefundenen Sachen verhindern, ergeben sich insbesondere aus
§ 803 Abs. 2 und §§ 811 ff. ZPO.

Die durch das GvKostRNeuOG eingeführte Regelungs-
technik des Kostenverzeichnisses enthält Kostentatbestände,
die nach dem Willen des Gesetzgebers (vgl. amtl. Begründung
BT-Drs. 14/3432 Abschnitt A Seite 23) Auslegungsschwierig-
keiten vermeiden sollen. Der Tatbestand „Pfändung“ ist weder
auslegungsbedürftig noch auslegungsfähig, sondern durch ge-
setzliche Regelungen (§§ 808, 809, 810, 831, wie schon in
§ 17 Abs. 1 GvKostG a. F.) eindeutig bestimmt.

Maßgeblich für die Anwendung der Nr. 205 ist allein, ob
der GV gepfändet hat. Weder der Aufwand des GV noch sei-
ne fehlende Einflussmöglichkeit auf den Pfändungserfolg sind
für die Anwendung des Gebührentatbestandes der Nr. 205 von
Bedeutung.

Durch diese Gebühr wird nur die mit Erfolg durchgeführte
Pfändung abgegolten, nicht dagegen der ohne Erfolg vorge-
nommene Pfändungsversuch. Das ergibt sich eindeutig aus
der eingangs zitierten amtlichen Begründung. Danach tritt
Nr. 205 des Kostenverzeichnisses nur an die Stelle des frü-
heren § 17 Abs. 1, soll also nur für die durchgeführte Pfän-
dung gelten.

Die nicht erledigte Amtshandlung Pfändung wird durch
die Gebühr Nr. 604 („nicht erledigte Amtshandlung der in
Nr. 205 genannten Art“) abgegolten. Die Gebühren des 6. Ab-
schnitts sind maßgeblich, wenn eine Amtshandlung aus
Rechtsgründen oder infolge von Umständen, die weder in der
Person des GV liegen noch von seiner Entscheidung abhängig
sind, nicht erledigt werden können. Die nach dem bis zum
31. 3. 2001 geltenden Kostenrecht von den §§ 17 Abs. 4 und
20 GvKostG a. F. erfassten ermäßigten Gebühren für nicht
erledigte Amtshandlungen sind durch das GvKostRNeuOG
im 6. Abschnitt zusammengefasst.

Eine nicht erledigte Pfändung (Pfändungsversuch) liegt
vor, wenn

a) die Pfändung aus Rechtsgründen unterblieben ist, weil

1. pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden sind
(vgl. § 811 ZPO, § 121 GVGA – unpfändbare Sa-
chen),

2. sich von der Verwertung der zu pfändenden Gegen-
stände ein Überschuss über die Kosten der Zwangs-
vollstreckung nicht erwarten lässt (§ 803 Abs. 2
ZPO; § 125 GVGA – zwecklose Pfändung) oder

3. die Verwertung des zu pfändenden Hausrats nur
einen Erlös erzielen würde, der zu dem Wert außer
allem Verhältnis steht (§ 812 ZPO; § 127 GVGA)
oder

4. offenkundig ist, dass zu pfändende Barmittel und
Guthaben aus Miet- und Pachtzinszahlungen her-
rühren und zur laufenden Unterhaltung, zur Vornah-
me notwendiger Instandsetzungsarbeiten und zur
Befriedigung von Ansprüchen unentbehrlich sind,
die bei einer Zwangsvollstreckung in das Grund-
stück dem Anspruch des Gläubigers nach § 10 ZVG
vorgehen würden (§ 851 b Abs. 2 Satz 2 ZPO; § 128
GVGA).

b) infolge von Umständen, die weder in der Person des
GV liegen, noch von seiner Entschließung abhängig
sind, die Amtshandlung Pfändung nicht erfolgen kann;
beispielsweise weil der Schuldner an den GV zahlt
(§§ 806 b, 900 Abs. 3 ZPO), der Schuldner unbekannt
verzogen oder verstorben ist oder der Auftrag vom
Gläubiger zurückgenommen wird.

Dass eine erfolglose Pfändung einen mindest ebenso gro-
ßen, oftmals sogar größeren Arbeitsaufwand verursacht als ei-
ne Pfändung, ist kostenrechtlich nicht relevant. Es kommt al-
lein darauf an, dass der Gebührentatbestand der Nr. 205 erfüllt
ist, was bedeutet, dass der GV eine Pfändung durchgeführt ha-
ben muss. Eine erfolglose Pfändung erfüllt den Gebühren-
tatbestand der Nr. 205 jedenfalls nicht.

Dass in den amtlichen Begründungen nicht ausdrücklich
darauf eingegangen wurde, dass der bisherige § 17 Abs. 4
GvKostG a. F. nunmehr unter Nr. 604 zu subsumieren ist,
kann nicht dazu führen, für die erfolglose Pfändung eine Ge-
bühr nach Nr. 205 zu erheben. Das ist, wie vorstehend ausge-
führt, ausgeschlossen. Der Gesetzgeber hat die in §§ 17 Abs. 4
und 20 GvKostG a. F. enthaltenen Gründe für die Erledigung
des Auftrags ohne Pfändung in Nr. 604 übernommen.
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Nach Inkrafttreten des neuen Gerichtsvollzieherkostenge-
setzes wurde wiederholt die Auffassung vertreten, für die Zu-
stellung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses gem.
§ 829 Abs. 2 Satz 2 ZPO sei vom Gerichtsvollzieher keine Ge-
bühr zu erheben, weil es sich hierbei um eine Zustellung von
Amts wegen handele. Vereinzelt existieren auch dahin gehen-
de Anweisungen von Dienstvorgesetzten. Für eine derartige
Betrachtungsweise gibt es jedoch keine gesetzliche Grundlage
und auch keine sonstige Veranlassung.

Die Gebühren des 1. Abschnitts des Kostenverzeichnisses
sind an die Stelle des § 16 GvKostG a. F. getreten, der bisher
ebenfalls nur die Gebühren geregelt hat, die für die Zustellun-
gen auf Betreiben der Parteien zu erheben waren. Folgerichtig
hat der 1. Abschnitt des Kostenverzeichnisses die Überschrift
„1. Zustellung auf Betreiben der Parteien“ erhalten. In der Ge-
setzesbegründung (Drucksache 14/3432, Seite 29) ist hierzu
u. a. ausgeführt:

„In der Überschrift soll klargestellt werden, dass Gebüh-
ren nur für Zustellungen im Parteibetrieb zu erheben sind. Zu-
stellungen von Amts wegen lösen keine Gebühren aus, weil der
Gerichtsvollzieher dann nicht als gerichtliches Zustellungs-
organ, sondern als Beamter der Justizverwaltung handelt
(Schröder/Kay, a. a. O., Rdnr. 1 und 2 zu § 16 GvKostG).“

Der Klammerzusatz soll verdeutlichen, was gemeint ist. 

Aus der Gesetzesbegründung zu § 2 (auf Seite 9 der Druck-
sache) ergibt sich, dass hierbei die 9. Auflage des Kostenkom-
mentars Schröder/Kay zugrunde gelegt wurde. Dort wird un-
ter Rdnr. 1 dargelegt, dass die Gebühren des § 16 nur für
Zustellungen im Parteibetrieb erhoben werden.

Die für die hier zu klärende Frage relevante Rdnr. 2, auf
die in der Gesetzesbegründung hingewiesen wird, lautet wie
folgt:

„2. Für Zustellungen von Amts wegen kann § 16 auch dann
nicht angewendet werden, wenn ein GV mit dem Zustellungs-
geschäft betraut ist (§ 11 Nr. 2 GVGA). Der GV handelt dann
nicht als gerichtliches Zustellungsorgan, sondern als Beamter
der Justizverwaltung, zu dessen Obliegenheiten die Zustellung
von Amts wegen zuzustellender Schriftstücke gehört (§ 24
Abs. 2 GVO). Darunter fallen auch Zustellungen nach der
ZRHO.“

Es ergibt sich somit, dass mit den in der Begründung des
neuen GvKostG angesprochenen Zustellungen von Amts we-
gen – wie bisher – nur solche gemeint sind, die dem Gerichts-
vollzieher gem. § 11 Nr. 2 GVGA oder § 24 Abs. 2 GVO
durch besondere Anordnung übertragen werden. Eine Ände-
rung des bezüglich der Zustellung gem. § 829 Abs. 2 ZPO ge-
gebenen Rechtszustandes, der seit rd. 120 Jahren besteht, ist
demgemäss durch das neue GvKostG nicht eingetreten und
auch nicht beabsichtigt. Der Gesetzgeber hat hier nur klarstel-
len wollen, was bisher in Verwaltungsvorschriften geregelt
bzw. in Kommentaren erläutert war. Diese Tendenz ist auch
an anderen Stellen des Gesetzes erkennbar, so ist z.B. die bis-
her in der GVO getroffene Regelung über die Auftragsertei-
lung in § 3 Abs. 3 GvKostG aufgenommen worden; auch die
Erledigungsform des § 63 GVGA hat in § 3 Abs. 4 GvKostG
ihre Entsprechung gefunden. 

Die teilweise vertretene Auffassung, die Zustellung des
Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an den Schuldner
sei eine Zustellung von Amts wegen, die deshalb keine Zu-
stellgebühr auslöse, findet im Gesetz keine Stütze. Schon in
alten Kommentaren wird das Gegenteil deutlich. So heißt es in
der 22. Aufl. von Baumbach/Lauterbach (aus dem Jahr 1953)
in Anm. 3 C zu § 829 ZPO: 

„Dem Schuldner stellt der Gvollz im Parteibetrieb sofort
ohne weiteren Antrag den Pfändungsbeschluss mit Abschrift
der Urkunde über die Zustellung an Drittschuldner zu.“

Dasselbe ergibt sich aus den neueren ZPO-Kommentierun-
gen, so z. B. aus Thomas/Putzo, 22. Aufl., Rdnr. 25 zu § 829
ZPO; Zöller/Stöber, 22. Aufl., Rdnr. 15 zu § 829 ZPO („daher
auch keine Zustellung von Amts wegen nach Anhörung“);
BLAHA, 59. Aufl., Rdnr. 41 zu § 829 ZPO. 

Im Handbuch der Zwangsvollstreckung von Hein aus dem
Jahre 1911 wird auf Seite 223 hierzu ausgeführt:

„Der Entwurf zur ZPO wollte die Zustellung an den Sch.
auch lediglich dem Gl. zuweisen. Da die Wirkung des Be-
schlusses aber schon mit der Zustellung an den Drittsch. er-
reicht wird, so fürchtete man, der Gl. werde oft die Zustellung
an den Schuldner, die aus mehrfachen Gründen erwünscht
schien, ganz unterlassen. Um die Zustellung an den Sch. si-
cherzustellen, wurde sie den Zustellungsorganen als Amts-
pflicht auferlegt (vgl. darüber RG. 8, 420).“

Die Tatsache, dass die Zustellung des Pfändungs- und Über-
weisungsbeschlusses an den Schuldner aus den genannten
Gründen dem Gerichtsvollzieher zur Amtspflicht gemacht ist,
ändert aber m. E. nichts daran, dass sie im Auftrag der Partei
erfolgt. Denn vorgenommen wird sie aufgrund des von dem
Gläubiger erteilten Auftrags. Dies steht auch im Einklang mit
§ 23 Buchstabe a) GVGA, wonach die Zustellung des Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses gem. § 829 Abs. 2 ZPO
zu den Zustellungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
(Parteizustellung) gehört, für die der Gerichtsvollzieher
zuständig ist. Eine Unterscheidung zwischen der Zustellung an
Drittschuldner und Schuldner wird zu Recht nicht vorgenom-
men, da der Zustellungsauftrag des Gläubigers als eine Einheit
anzusehen ist. Nach § 173 Nr. 1 u. 3 GVGA kann der Gläubiger
sogar verlangen, dass die Zustellung an den Schuldner (Verfü-
gungsverbot) vor der Zustellung an Drittschuldner1) erfolgt. 

Auch in der Rechtsprechung wird die Zustellung des Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses als Parteizustellung
gesehen. Sowohl das LG Düsseldorf2), wie auch das OLG
Köln3) haben klar zum Ausdruck gebracht, dass die Zustellung
des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an den Schuld-
ner gem. § 829 Abs. 2 ZPO im Parteibetrieb erfolgt.

1) Dies spricht im Übrigen dafür, bei der Zustellung eines Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses die Zustellung an den Dritt-
schuldner und die Zustellung an den Schuldner gebührenrechtlich je-
weils als einen gesonderten Auftrag anzusehen.

2) Rpfl. 1990, S. 376.
3) DGVZ 1991, S. 154 = Rpfl. 1991, S. 360 = JurBüro 1991,

Sp. 1400.

Zustellung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an Schuldner
von Amts wegen und ohne Gebühren?

120 Jahre falsch gemacht und keiner hat es gemerkt?
Von Obergerichtsvollzieher a. D. Theo Seip, Limburg/Lahn
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Es gibt danach keinen Anlass und keine gesetzliche Grund-
lage, die Zustellung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlus-
ses künftig als gebührenfreie Amtszustellung zu behandeln. 

Die Landesjustizverwaltungen haben deshalb zu dieser
Frage in den Durchführungsbestimmungen auch keine Aus-
sage gemacht.

R E C H T S P R E C H U N G

§ 758 a Abs. 4 ZPO; § 186 Nr. 5 GVGA

Zur Nachtzeit oder an Sonn- und Feiertagen bedarf die
Vollstreckung in der Wohnung des Schuldners (hier aus
Haftbefehl) einer besonderen richterlichen Anordnung.

LG Berlin, Beschl. v. 9. 7. 2001
– 81 T 556/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Beschwerde ist zulässig und begründet.

Die Vollstreckung eines Haftbefehls in der Wohnung des
Schuldners zur Nachtzeit sowie an Sonntagen und Feiertagen
bedarf auch nach Aufhebung des § 761 ZPO einer Erlaubnis
durch den Richter nach § 758 a Abs. 4 ZPO (Baumbach/Lau-
terbach, ZPO, 59. Aufl., § 758 a Rdnr. 17; Thomas/Putzo,
ZPO, 22. Aufl., § 758 a Rdnr. 31; Funke NJW 1998, 1030).

Der anderweitigen Auffassung, nämlich dass eine richter-
liche Anordnung nicht erforderlich ist (Zöller, ZPO, 22. Aufl.,
§ 758 a Rdnr. 35), ist nicht zu folgen, da dieses dem besonde-
ren Schutz der Wohnung widerspricht.

§§ 807, 900 ZPO; § 185 o GVGA

Zur Verpflichtung des Schuldners, bei Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung Angaben über das Einkommen
seines Ehegatten zu machen.

AG Heilbronn, Beschl. v. 15. 6. 2001
– 12 M 6963/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin hat bei dem Gerichtsvollzieher beantragt,
den Schuldner erneut zur Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung zu laden, um seine Angaben zu den Einkommensver-
hältnissen seiner Ehefrau zu vervollständigen.

Diesen Antrag hat der Gerichtsvollzieher am 26. 5. 2001
abgelehnt mit der Begründung, weiterführende Angaben seien
nicht zu erwarten, persönliche Unterlagen der Ehefrau könn-
ten nur mit deren Zustimmung eingesehen werden. Im Einzel-
nen wird hierzu auf das Schreiben des Gerichtsvollziehers
vom 26. 5. 2001 Bezug genommen.

Mit der Erinnerung macht die Gläubigerin geltend, sie be-
absichtige, fiktive Unterhaltsansprüche zu pfänden, deshalb
sei der Schuldner verpflichtet, das Einkommen seiner Ehefrau
anzugeben.

Die gemäß § 766 ZPO zulässige Erinnerung ist unbegrün-
det.

Der Gerichtsvollzieher hat die erneute Ladung des Schuld-
ners zu Recht abgelehnt.

In der bereits abgegebenen eidesstattlichen Versicherung
hat der Schuldner seinen Verpflichtungen im Rahmen des
§ 807 ZPO Genüge getan. Zwar ist der Schuldner grundsätz-
lich verpflichtet, das Einkommen seines Ehegatten mitzutei-
len, damit der Gläubiger überprüfen kann, ob er Unterhaltsan-

sprüche des Schuldners pfänden kann. Die Pflicht zur Angabe
der Höhe des Einkommens des Ehegatten besteht aber nur in-
soweit, als dieses Einkommen dem Schuldner bekannt ist. Die
Verpflichtung aus § 807 ZPO umfasst nur die Angabe bekann-
ter Umstände, sie beinhaltet jedoch nicht die Pflicht, sich
Kenntnis von Tatsachen zu verschaffen, die zur Rechtsverfol-
gung durch den Gläubiger erforderlich sind (OLG Köln, NJW
1993, 3335).

Wenn dem Schuldner das Einkommen des Ehegatten nicht
bekannt ist, was, wie hier, bei einem Ehegatten mit selbststän-
diger Tätigkeit, nachvollziehbar ist, genügt der Schuldner sei-
ner Auskunftspflicht, wenn er Namen, Anschrift und Beschäf-
tigung des Ehegatten mitteilt.

§§ 807, 903 ZPO; § 185 n GVGA

Ein selbstständig tätiger Schuldner ist nicht allein auf
Grund seiner selbstständigen Tätigkeit ohne Hinzutreten
besonderer Umstände vor Ablauf des 3-Jahres-Zeitraums
zur Abgabe einer erneuten eidesstattlichen Versicherung
verpflichtet.

Bad Wildungen, Beschl. v. 9. 7. 2001
– 3 M 239/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist zulässig aber unbegründet. Der Erinne-
rungsführerin steht kein Anspruch auf Abgabe einer erneuten
eidesstattlichen Versicherung gem. § 903 ZPO zu.

Die Behauptung der Erinnerungsführerin, der Schuldner
habe seine selbstständige Tätigkeit fortgesetzt und dadurch
weiteres Vermögen erworben, ist nicht geeignet, einen erneu-
ten Anspruch auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung
zu begründen.

So legt die Erinnerungsführerin veränderte Umstände im
Einkommenserwerb des Schuldners weder dar, noch macht sie
solche Umstände glaubhaft (weder hinsichtlich der Art und
Weise der selbstständigen Tätigkeit, noch hinsichtlich der Hö-
he der Einkünfte).

Der von der Erinnerungsführerin als Vermutung aufge-
stellte bloße allgemeine Hinweis darauf, dass der Schuldner
durch unveränderte Fortsetzung seiner selbstständigen Tätig-
keit neues Vermögen seit letztmaliger Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung hinzu gewonnen habe, ist für § 903 ZPO
nicht ausreichend.

Ob der Schuldner hierdurch in Besitz von pfändbaren Ver-
mögensstücken gelangt ist, wird im Übrigen durch die aufge-
stellte Vermutung auch nicht glaubhaft im Sinne des Gesetzes
gemacht.

Seit letztmaliger eidesstattlicher Versicherung vom 24. 3.
2000 sind auch noch keine 3 Jahre vergangen, so dass auch aus
diesem Gesichtspunkt der geltend gemachte Anspruch nicht
besteht.
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Ein selbstständig tätiger Schuldner ist nicht allein auf
Grund seiner selbstständigen Tätigkeit ohne Hinzutreten be-
sonderer Umstände vor Ablauf des 3-Jahres-Zeitraumes zur
Abgabe einer erneuten eidesstattlichen Versicherung ver-
pflichtet.

Somit war die Erinnerung zurückzuweisen.

§ 900 Abs. 2 ZPO; § 16 GvKostG a. F.

Bei der Zustellung der Ladung zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung handelt es sich um eine Zustellung im
Parteibetrieb.

AG Bernau, Beschl. v. 15. 6. 2001
– 9b M 584/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die statthafte Erinnerung ist unbegründet.

Beanstandungsfrei hat der Gerichtsvollzieher gemäß § 16
GVKostG eine Zustellungsgebühr von 18,– DM in Ansatz ge-
bracht. Es handelt sich hierbei um Ladungen an den Schuldner
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, die doppelt
anzusetzen waren, weil der Schuldner zum ersten Termin ent-
schuldigt war. Der, soweit ersichtlich, überwiegenden An-
sicht, wonach es sich vorliegend um Zustellungen im
Parteibetrieb handelt, schließt sich das Gericht an, zumal dies
auch nunmehr in dem am 1. Mai in Kraft getretenen GVKost-
NeuordnungsG zum Ausdruck kommt.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 11 Abs. 2 Satz 3
GVKostG, 5 Abs. 6 GKG

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Kostenrechnung des Gerichtsvollziehers, mit der sich
die Entscheidung befasst, wurde am 19. 2. 2001 erstellt, so
dass für sie noch das bis zum 30. 4. 2001 geltende Kosten-
gesetz anzuwenden war. Soweit das Gericht den Ansatz der
Gebühren für die notwendig gewordene wiederholte Zustel-
lung der Ladung bestätigt, bezieht sich dies deshalb noch nicht
auf das insoweit bestehende Problem nach § 10 Abs. 1
GVKostG n. F.

§ 3 Abs. 4, KV 205/604, 711, 713 GvKostG; § 63 GVGA

Auch wenn der Pfändungsauftrag als zurückgenommen
betrachtet wird, weil begründeter Anhalt dafür besteht,
dass die Zwangsvollstreckung erfolglos verlaufen werde,
ist neben der Gebühr nach KV 205/604 für die Nichterle-
digung des Auftrages die Wegegeldpauschale (KV 711) der
untersten Entfernungszone und die Mindest-Auslagen-
pauschale (KV 713) zu erheben.

AG Witzenhausen, Beschl. v. 22. 5. 2001
– 2 M 856/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Aus den Gründen der Nichtabhilfeentscheidung des Ge-
richtsvollziehers vom 16. 5. 2001 ist die Erinnerung unbe-
gründet, das Erinnerungsvorbringen gibt keinen Anlass zu
einer anderen Beurteilung.

Anmerkung der Schriftleitung:

Das Amtsgericht bezieht sich in seiner Entscheidung auf
die Stellungnahme des Gerichtsvollziehers, der zutreffend
darauf hinweist, dass die Gebühr nach KV 205/604 in Höhe
von 24,45 DM und die Mindest-Auslagenpauschale nach KV

713 in Höhe von 5,87 DM auch dann entstehen, wenn der
Auftrag zurückgenommen oder dessen Rücknahme gem. § 63
GVGA unterstellt wird.

Hinsichtlich des von ihm angesetzten Wegegeldes hat der
Gerichtsvollzieher Folgendes ausgeführt:

Der Gesetzestext lautet: „Das an Stelle der tatsäch-
lichen Reisekosten zu erhebende Wegegeld ... beträgt
für jeden Auftrag bei einer Entfernung bis 10 Kilometer
4,89 DM, ...“.

Nach dem jetzt gültigen Gesetzeswortlaut, soll das
Wegegeld an Stelle der tatsächlichen Reisekosten (Rei-
sekosten sind alle Kosten, die dem Gerichtsvollzieher
bei der dienstlichen Nutzung seines privaten PKW ent-
stehen) für zurückzulegende (nicht zurückgelegte)
Wegstrecken je einmal pro „Auftrag“ erhoben werden.
Der Gesetzestext lässt hier keine Einschränkungen zu.

Reisekosten sind laut der amtlichen Gesetzesbe-
gründung alle Fahrtkosten und alle Nebenkosten des
Gerichtsvollziehers. Der Gerichtsvollzieher muss sei-
nen privaten PKW für dienstliche Zwecke zur Verfü-
gung halten. In der Praxis wird der private PKW zu
90 % für dienstliche Zwecke genutzt. Außer den tat-
sächlichen Fahrtkosten (Benzin, Diesel) fallen für den
PKW auch die üblichen sonstigen Kosten (Versiche-
rung, Steuer, Abschreibung usw.) an. Diese entstehen
auch, wenn keine Wege zurückgelegt werden. Laut
amtlicher Gesetzesbegründung sollen alle PKW-Kos-
ten mit dem Wegegeld abgegolten werden. Ferner sagt
die amtliche Gesetzesbegründung eindeutig, dass das
Wegegeld unabhängig von der Zahl der Wege erhoben
wird. In der abschließenden Aufzählung des KV 711
Nummer 2 wird definiert, in welchen Fällen kein We-
gegeld anfällt. Hier ist nicht aufgeführt, dass nur dann
ein Wegegeld entsteht, wenn tatsächlich ein Weg
zwecks Erledigung einer Amtshandlung durchgeführt
wurde. Ein weiterer Punkt für das Entstehen des Wege-
geldes ohne tatsächlich zurückgelegten Weg.

All diese Fakten lassen eindeutig erkennen, dass der
Gesetzgeber das neue Wegegeld als Pauschale für „je-
den“ Auftrag geschaffen hat, unabhängig davon wie
viele Wege der Gerichtsvollzieher zurückgelegt hat.
Somit ist der Ansatz des Wegegeldes bis auf die Be-
schränkung des KV 711 Absatz 1, Nr. 1 und 2 bei allen
Aufträgen möglich, auch wenn kein Weg zurückgelegt
wurde. Was bezüglich der Auslagenpauschale KV 713
gilt (kein Nachweis der Auslagen), muss demnach auch
beim Wegegeld gelten.

Bezüglich der Höhe des Wegegeldansatzes ist der
Ort der Amtshandlung maßgeblich. In den Fällen wo
tatsächlich kein Weg zurückgelegt wurde, somit immer
das Geschäftszimmer des Gerichtsvollziehers.

Das Amtsgericht hat sich in allen Punkten den Ausführun-
gen des Gerichtsvollziehers angeschlossen und die Erinne-
rung des Gläubigers zurückgewiesen.

§§ 3, 10, KV 200, 205, 604, 711, 713 GvKostG

Gilt ein gegen Gesamtschuldner erteilter Vollstreckungs-
auftrag als durchgeführt, weil dem Gerichtsvollzieher be-
kannt ist, dass die Schuldner unbekannt verzogen sind, so
wird für die Nichterledigung des Pfändungsauftrages die
Gebühr nach KV 205/604 zweimal erhoben; zusätzlich ist
für die Nichterledigung des gleichzeitig gegen die Gesamt-
schuldner erteilten Auftrages zur Vorpfändung gem. § 845
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ZPO die Gebühr nach KV 220/604 zweimal zu erheben.
Für die nicht erledigte Pfändung und Vorpfändung gegen
die Gesamtschuldner fallen außerdem das als Pauschale
zu erhebende Wegegeld der untersten Entfernungszone
(KV 711) und die Mindest-Auslagenpauschale (KV 713) je
zweimal an.

AG Witzenhausen, Beschl. v. 7. 6. 2001
– 2 M 937/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Kostenrechnung des Gerichtsvollziehers ist aus den
Gründen der dienstlichen Stellungnahme des Gerichtsvollzie-
hers vom 2. 6. 2001 nicht zu beanstanden.

Die zulässige Erinnerung war daher als unbegründet zu-
rückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Das Amtsgericht hat sich zur Begründung seiner Entschei-
dung auf die Stellungnahme des Gerichtsvollziehers bezogen,
so dass die Entscheidung ohne die Stellungnahme des Ge-
richtsvollziehers nicht verständlich ist. Dessen Stellungnahme
ist allerdings so umfangreich, dass sie aus Raumgründen hier
nicht vollständig abgedruckt werden kann. Sie wird deshalb
nachfolgend in ihren Kernpunkten zusammengefasst:

Der Gläubiger hat sich mit seiner Erinnerung dagegen ge-
wandt, dass der Gerichtsvollzieher für die Durchführung des
von ihm erteilten die in obigem Leitsatz genannten Kosten er-
hoben hat.

In seiner Stellungnahme hat der Gerichtsvollzieher zutref-
fend darauf hingewiesen, dass gegen Gesamtschuldner erteil-
te Vollstreckungsaufträge gem. § 3 Abs. 2 Nr. 3 GvKostG als
nur ein Auftrag zu behandeln sind, dass aber die entstehenden
Gebühren gem. § 10 Abs.3 GvKostG für jeden Gesamtschuld-
ner gesondert erhoben werden, so dass die Einschränkung des
§ 3 Abs. 2 Nr. 3 GvKostG nur für das Wegegeld und die Aus-
lagenpauschale gilt. Bezüglich des mit Wirkung gegen beide
Gesamtschuldner erteilten Auftrages zur Vorpfändung hat der
Gerichtsvollzieher geltend gemacht, dass es sich hier um
2 Aufträge handele, die nach Thomas/Putzo, 22. Aufl. zu
§ 845 ZPO, nicht als Vollstreckungshandlungen anzusehen
und damit der Einschränkung des § 3 Abs. 2 Nr. 3 GvKostG
nicht unterworfen seien. Diese Aufträge seien mit dem Zugang
erteilt, weshalb für ihre Nichterledigung jeweils die Gebühr
nach KV 200/604 anfalle.

Das Wegegeld betrachtet der Gerichtsvollzieher als Pau-
schale, die für jeden Auftrag und damit auch für den Auftrag
zur Vorpfändung gem. § 845 ZPO erhoben wird ohne Rück-
sicht darauf, ob ein Weg zurückgelegt wird oder nicht. Er be-
ruft sich insoweit auf die Entscheidung des Amtsgerichts Wit-
zenhausen vom 22. 5. 2001 – 2 M 856/20901 –, die in diesem
Heft ebenfalls abgedruckt ist. Aus dem gleichen Gesichtspunkt
hält er auch den Ansatz der Mindestpauschale für die nicht er-
ledigten Aufträge zur Vorpfändung gem. § 845 ZPO für ge-
rechtfertigt.

Das Amtsgericht hat sich den Ausführungen des Gerichts-
vollziehers uneingeschränkt angeschlossen und die Erinne-
rung des Gläubigers zurückgewiesen.

§ 9, KV 711 GvKostG

Das Wegegeld der untersten Stufe ist auch dann zu erhe-
ben, wenn der Vollstreckungsauftrag sich erledigt, ohne
dass eine Fahrt angefallen ist.

AG Gelnhausen, Beschl. v. 22. 6. 2001
– 56 M 2071/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Soweit sich die Erinnerung darauf stützt, dass der zustän-
dige Gerichtsvollzieher eine Gebühr nach KV 604 in Höhe
von 24,45 DM erhoben hat an Stelle von 19,56 DM ist darauf
zu verweisen, dass nach dem Gesetz zur Neuordnung des Ge-
richtsvollzieherkostenrechts (GVKostR Neu OG), welches ab
dem 1. 5. 2001 in Kraft getreten ist, die höhere Gebühr von
24,45 DM in Ansatz zu bringen ist.

Dieses Gesetz formuliert auch die Vorschrift betreffend
des zu erhebenden Wegegeldes neu.

Aus der entsprechenden Formulierung ergibt sich für das
Gericht, dass nunmehr an Stelle der tatsächlichen Reisekosten
das Wegegeld in Form einer Pauschale zu entrichten ist, die
mit Erteilung des Auftrags fällig wird, unabhängig davon, wie
viele Kilometer der Gerichtsvollzieher zur Erledigung zurück-
gelegt hat.

Diese Pauschale tritt an die Stelle der vorher nach dem Rei-
sekostenrecht abzurechnenden Reisekosten und muss neben
den reinen Fahrtkosten auch alle Nebenkosten des Gerichts-
vollziehers, insbesondere für den Unterhalt des bereitgestell-
ten Fahrzeugs, abdecken.

Daraus folgt für das Vollstreckungsgericht, dass der Ge-
richtsvollzieher berechtigt ist, die Pauschale für Wegegeld
nach KV 711 bis zu 10 Kilometer auch dann zu erheben, wenn
im Einzelfall keine Fahrt angefallen ist.

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

§§ 3, 9, 10, KV 711, 713 GvKostG; § 63 GVGA

Wird die Vollstreckung gleichzeitig aus einem Urteil und
dem dazugehörigen Kostenfestsetzungsbeschluss betrie-
ben, so handelt es sich um 2 Vollstreckungsaufträge im
Sinne des Gerichtsvollzieherkostengesetzes. Das Wegegeld
entsteht als Pauschale unabhängig davon, ob ein Weg zu-
rückgelegt wurde und damit auch bei einer Erledigung
gem. § 63 GVGA.

AG Riedlingen, Beschl. v. 2. 7. 2001
– M 605/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist zulässig, jedoch nicht begründet.

Nachdem die Gerichtsvollzieherin der Erinnerung des
Gläubigervertreters insoweit abgeholfen hat, dass die Zahl der
Gerichtsvollzieheraufträge auf 2 verringert wurde, ist die Kos-
tenrechnung mit nunmehr 70,42 DM nicht zu beanstanden.

Im Einzelnen gilt Folgendes:

Die Kostenberechnung richtet sich nach dem neuen Ge-
richtsvollzieherkostengesetz, das seit dem 1. 5. 2001 in Kraft
getreten ist, nicht mehr nach den vom Gläubigervertreter an-
gegebenen Vorschriften, die nunmehr nicht mehr gültig sind.

Der Zwangsvollstreckungsauftrag beinhaltete die Vollstre-
ckung aus 2 Titeln, nämlich einmal dem Versäumnisurteil,
zum anderen dem Kostenfestsetzungsbeschluss (vgl. § 3
Abs. 2 Nr. 3 GvKostRNeuOG). Soweit die Vollstreckung sich
gegen Gesamtschuldner richtet, liegt lediglich 1 Titel vor,
wenn sich die Zahlungsverpflichtung aus einer gemeinsamen
Urkunde ergibt.
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Für die Mitteilung nach § 63 GVGA ist eine Gebühr nach
KV 604 zu erheben (nicht erledigte Amtshandlung), mithin
bei 2 Aufträgen 2 × DM 24,45 = DM 48,90.

Die Auslagenpauschale nach KV 713 wird, dies ergibt sich
allein schon aus der Bezeichnung Pauschale, an Stelle der tat-
sächlich angefallenen Auslagen erhoben und beträgt mindes-
tens DM 5,87, mithin hier bei 2 Aufträgen DM 11,74.

Bei dem Wegegeld gemäß KV 711 ist nunmehr durch das
neue Kostenrecht insoweit eine Änderung eingetreten, als jetzt
formuliert ist „das an Stelle der tatsächlichen Reisekosten zu
erhebende Wegegeld für zurückzulegende Wegstrecken“. Aus
dieser Formulierung, der Gesetzgeber wählt ausdrücklich zu-
rückzulegende und nicht etwa zurückgelegte Wegstrecken,
schließt das Gericht, dass es sich hierbei um eine Pauschale
handelt, die an Stelle der ehemals nach dem Reisekostenrecht
abzurechnenden Reisekosten tritt (vgl. auch Amtsgericht
Gelnhausen, Beschluss vom 22. 6. 2001, 56 M 2071/01), so-
mit ist das zu erhebende Wegegeld, wie auch die Auslagen-
pauschale nach KV 713 als Pauschale, unabhängig davon, ob
tatsächlich ein Weg zurückgelegt wurde, zu bewerten. Die
Höhe des Wegegeldansatzes bemisst sich demnach nach dem
Ort der Amtshandlung, mithin dem Amtszimmer des Ge-
richtsvollziehers. Konkret gibt dies hier bei 2 Aufträgen
2 × 4,89 DM = 9,78 DM.

Die korrekte Kostenrechnung ergibt sich daher wie folgt:

KV Nr. 604 2 × 24,45 DM = 48,90 DM

KV Nr. 713 2 × 5,87 DM = 11,74 DM

KV Nr. 711 2 × 4,89 DM = 9,78 DM

somit 70,42 DM

Die Gerichtsvollzieherin hat auf Grund der Erinnerung ihre
Kostenrechnung insoweit reduziert, so dass die Erinnerung
zurückzuweisen ist.

Anmerkung der Schriftleitung:

Da die Vollstreckung gegen Gesamtschuldner durchzufüh-
ren war und hierbei gem. § 10 Abs. 3 GvKostG die Gebühren
für jeden Gesamtschuldner gesondert zu erheben sind, wurden
2 × 24,45 DM = 48,90 DM nebst 20 % = 9,78 DM Auslagen-
pauschale zu wenig berechnet.

§§ 3, 9, KV 200, 205, 600, 604, 711, 713 GvKostG

Bei der Rücknahme eines auf Pfändung und Zustellung
einer Vorpfändung gerichteten Vollstreckungsauftrages
sind Gebühren für die Nichterledigung des Pfändungsauf-
trages und auch für die Nichterledigung des Auftrages zur
Anfertigung der Vorpfändung nebeneinander zu erheben.
Ebenso das Wegegeld und Gebühren für die nicht erledig-
te Zustellung der Vorpfändung (KV 600).

AG Diepholz, Beschl. v 24. 7. 2001
– 8 M 339/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers sind
Kosten von insgesamt 87,70 DM für die beantragten Zwangs-
vollstreckungsmaßnahmen entstanden.

Hierzu wird im Einzelnen Folgendes festgestellt:

Die beantragten Maßnahmen und die dadurch entstehen-
den Kosten richten sich nach dem Gesetz zur Neuordnung des
Gerichtvollzieherkostenrechts vom 19. 4. 2001. Danach ist

gemäß § 3 Abs. 3 ein Auftrag erteilt, wenn er dem Gerichts-
vollzieher oder der entsprechenden Geschäftsstelle des Ge-
richts zugegangen ist. Dies ist vorliegend der Fall. Anders als
im bisherigen Kostenrecht wird nunmehr nicht mehr der Er-
folg entlohnt, sondern allein der Auftrag. Diese Reform ist
vom Gesetzgeber gewollt und hat Folgen für die Anträge der
Rechtsanwälte pp.

Vorliegend sind vom Beschwerdeführer mit Antrag vom
3. 5. 2001 zahlreiche Anträge gestellt worden. Für die zurück-
genommene Pfändung entstehen Kosten in Höhe von
24,45 DM, für das vorläufige Zahlungsverbot ebenfalls
24,45 DM. Beide Anträge sind zurückgenommen worden, da-
für sind weitere Kosten in Höhe von 2 × 4,89 DM entstanden
(KV 604, 600).

Gebühren für eidesstattliche Versicherung sind nicht ent-
standen.

Das Wegegeld beträgt 9,78 DM gemäß KV 711, die Aus-
lagenpauschale beträgt 11,74 DM gemäß KV 713.

Insgesamt sind daher Gebühren und Auslagen in Höhe von
80,20 DM entstanden. Leider sind weiter 7,50 DM dafür ent-
standen, dass der Lastschrift widersprochen wurde, obwohl
deren Zulässigkeit im Auftrag vom 3. 5. 2001 ausdrücklich
eingeräumt wurde.

Das Gericht geht davon aus, dass der Beschwerdeführer
nunmehr nachvollziehbar die Gebühren nachrechnen und be-
gleichen kann.

§ 9, KV 711 GvKostG

Das gem. GvKostG-KV Nr. 711 an Stelle der tatsächlichen
Reisekosten für zurückzulegende Wegstrecken zu erhe-
bende Wegegeld kommt nur zum Ansatz, wenn der Ge-
richtsvollzieher einen Weg zurückgelegt hat.

AG Altenburg, Beschl. v. 27. 6. 2001
– 2 M 1227/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

KV 711 setzt voraus, dass der Gerichtsvollzieher einen
Weg zurücklegt. Bei Amtshandlungen im Dienstzimmer ist
dies nicht der Fall.

Anmerkung der Schriftleitung:

Der Gläubiger hat Erinnerung eingelegt, weil ein Wege-
geld in Rechnung gestellt wurde, obwohl die Vollstreckung
gem. § 63 GVGA eingestellt worden ist. Das Amtsgericht hat
die Kostenrechnung aufgehoben, soweit ein Wegegeld von
4,89 DM angesetzt war.

§§ 5, 9, 17, KV 711 GvKostG

Der Ansatz des Wegegeldes nach KV 711 GvKostG erfor-
dert, dass tatsächlich Reisekosten entstanden sind. Es wird
für zurückzulegende Wegstrecken nach der jeweiligen
Entfernung erhoben und fällt nicht an, wenn kein Weg zu-
rückzulegen ist.

AG Aalen, Beschl. v. 17. 7. 2001
– 3 M 586/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gem. § 5 Satz 1 GvKostG zulässige Erinnerung ist be-
gründet.
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Der Gerichtsvollzieher hat das Wegegeld im vorliegenden
Fall zu Unrecht in Ansatz gebracht.

Das Gericht kann sich der Auffassung nicht anschließen,
dass es sich bei dem Wegegeld um eine Pauschale handelt, die
unabhängig davon anfällt, ob überhaupt Aufwendungen für
einen Weg entstanden sind oder nicht. Grundsätzlich gibt es
zwar derartige Pauschalen. Dass der Gesetzgeber Derartiges
aber gewollt hat, geht aus dem Gesetzestext nicht eindeutig
hervor. Dies ist aber erforderlich, um einen Bürger mit derar-
tigen Kosten belasten zu können. Vielmehr spricht der Geset-
zeswortlaut für das Gegenteil.

Nach KV 711 wird die Pauschale gewährt an Stelle der
„tatsächlichen“ Reisekosten. Das bedeutet, dass tatsächlich
Reisekosten entstanden sein müssen und dass nicht fiktiv Rei-
sekosten angenommen werden.

Außerdem wird das Wegegeld für „zurückzulegende“
Wegstrecken gewährt. Das bedeutet, für nicht zurückzulegen-
de Wegstrecken, insbesondere dann, wenn ein Schuldner
amtsbekannt unpfändbar ist, kann die Pauschale ebenfalls
nicht in Ansatz gebracht werden.

Außerdem bemisst das Gesetz die Höhe der Pauschale
nach einer Entfernung. Liegt tatsächlich keine Entfernung vor,
kann auch keine Pauschale in Ansatz gebracht werden.

Dies entspricht auch i. Ü. dem Sinne des Gesetzes in dem
in Abs. 2 Wegegeld nicht erhoben wird für sonstige Zustellun-
gen (Nr. 1 01) und für die Versteigerung von Pfandstücken,
die sich in der Pfandkammer befinden. Dass der vorliegende
Fall nicht ausdrücklich aufgeführt wird, bedeutet nicht, dass
vorliegend ebenfalls ein Wegegeld erhoben wird.

§ 17 GvKostG widerspricht dem nicht. Dort ist geregelt,
dass Auslagen zu verteilen sind, soweit die Auslagen nicht
ausschließlich bei der Durchführung eines Auftrages entstan-
den sind und andererseits das Wegegeld für jeden Auftrag ge-
sondert zu erheben ist. Damit ist allerdings nicht geregelt, dass
dies auch für solche Fälle gelten soll, in denen ein Geld für
einen Weg für den Gerichtsvollzieher überhaupt nicht angefal-
len ist.

§ 9, KV 205 GvKostG

Ist die Zwangsvollstreckung erfolglos verlaufen, weil
pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden wurden, so ist
vom Gerichtsvollzieher hierfür die Gebühr nach KV 205
in Höhe von 39,12 DM zu erheben.

AG Kitzingen, Beschl. v. 25. 7. 2001
– 1 M 1298/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist zwar statthaft (§§ 766 II ZPO, 5
GvKostG), aber unbegründet.

Auf Antrag des Gläubigers vom 7. 6. 2001 wurde die Woh-
nung des Schuldners am 27. 6. 2001 nach pfändbarer Habe
durchsucht.

Die Pfändung blieb erfolglos.

Für die fruchtlose Pfändung wurde am 27. 6. 2001 eine Ge-
bühr gemäß KV 205 GvKostG in Rechnung gestellt.

Gegen diese Position richtet sich die Erinnerung des Gläu-
bigers vom 17. 7. 2001. Er meint, für die nicht erledigte Amts-
handlung sei lediglich eine Gebühr gemäß KV 604 GvKostG
angefallen.

Diese Auffassung ist nicht zutreffend.

Eine Gebühr nach KV 205 entsteht bei einer durchgeführ-
ten Pfändungsamtshandlung unabhängig davon, ob das Ergeb-
nis positiv oder negativ ist.

Die fruchtlose Pfändung ist eben kein besonderes von der
erfolgreichen Pfändung verschiedenes Geschäft, sondern le-
diglich das negative Ergebnis der Pfändungsamtshandlung
(vgl. Schroeder/Kai, 8. Auflage, zu § 17 IV GvKostG).

Die Amtshandlung beim Pfändungsauftrag besteht in dem
hoheitlichen Akt der Durchsuchung der Wohnung nach Pfand-
stücken.

Das Wort Pfändung im KV 205 bezeichnet die Auftragsart
und nicht die Erledigungsart! Bei einer erfolglosen Pfändung
wird der Auftrag mit der Durchsuchung und der Feststellung,
dass keine pfändbare Habe vorgefunden wurde, erledigt.

Ergänzend darf darauf hingewiesen werden, dass eine ech-
te Durchsuchung der Wohnung des Schuldners mit nachfol-
gender Beurkundung der Fruchtlosigkeit mehr Arbeit machen
kann als die Pfändung eines in der Wohnung offen umherste-
henden Gegenstandes.

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

§ 9, KV 205 GvKostG

Ist die Zwangsvollstreckung erfolglos verlaufen, weil
pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden wurden, so ist

Glosse: Wegegeld zum toten Schuldner

Dem Gerichtsvollzieher Findig ist aus einem früheren Voll-
streckungsversuch gegen den Schuldner T. bekannt, dass die-
ser verstorben ist. Bei einem weiteren Vollstreckungsauftrag 
betreffend T. überlegt Findig, ob er sich auf den Weg machen 
soll (KV 711?), da T. möglicherweise wieder auferstanden ist, 
oder ob er dem Gläubiger büromäßig die Einstellung unter 
Übersendung einer Ablichtung der Sterbeurkunde mitteilt 
(KV 604, 713). Findig will die Kostenrechnung fertigen.

Aber zum „toten Schuldner“ findet Findig keine besondere 
KV-Nr. Findig findet jedoch im Internet unter 
www.GV2000.de Forum die Entscheidung des AG Witzenhau-
sen (das ist keine Glosse!), nach der bei einer büromäßigen 
Erledigung gem. § 63 GVGA auch ein Wegegeld nach KV 711 
anfällt. „Oh segenreiches Internet!“ Findig findet damit die 
Lösung: „Wenn ich büromäßig erledige, erhalte ich ein Wege-
geld, da ich über den Weg nachgedacht habe. Ob der Schuld-
ner amtsbekannt

● die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat

● unpfändbar

● unbekannt verzogen

● oder gar tot ist;

Über meine Wege zu ihm (in letzterem Fall wahrscheinlich 
über 30 km) denke ich immer nach: also KV 711 = 
19,56 DM.“

Damit ist klar: Wegegeld für Denkauslagen!

Oder?

Münster, den 20. Juli 2001
Schmittmann
Richter am Amtsgericht Münster
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vom Gerichtsvollzieher hierfür die Gebühr nach KV 205
in Höhe von 39,12 DM zu erheben.

AG Gelnhausen, Beschl. v. 19. 6. 2001
– 56 M 2072/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß §§ 766 Abs. 2 ZPO, 5 Gerichtsvollzieherkos-
tengesetz zulässige Erinnerung ist unbegründet.

Auf Antrag der Gläubigerin vom 7. 5. 2001 wurde am
28. 5. 2001 der Titel an die Schuldnerin zugestellt und deren
Wohnung nach pfändbarer Habe durchsucht. Die Pfändung
blieb erfolglos.

Für die fruchtlose Pfändung wurde am 30. 5. 2001 eine Ge-
bühr gemäß KV 205 Gerichtsvollzieherkostengesetz in Rech-
nung gestellt.

Hiergegen wendet sich die Erinnerung der Gläubigerin
vom 11. 6. 2001. Für die nichterledigte Amtshandlung sei le-
diglich die Gebühr gemäß KV 604 Gerichtsvollzieherkosten-
gesetz angefallen.

Diese Auffassung ist jedoch nicht zutreffend.

Eine Gebühr nach KV 205 entsteht sowohl bei der erfolg-
reich durchgeführten Pfändungsamtshandlung unabhängig da-
von, ob das Ergebnis positiv oder negativ ist.

Die fruchtlose Pfändung ist eben kein besonderes von der
erfolgreichen Pfändung verschiedenes selbstständiges Ge-
schäft, sondern lediglich das negative Ergebnis der Pfän-
dungsamtshandlung (vgl. Schroeder/Kai, 8. Auflage zu § 17
Abs. 4 Gerichtsvollzieherkostengesetz).

Die Amtshandlung beim Pfändungsauftrag besteht in dem
hoheitlichen Akt der Durchsuchung der Wohnung nach Pfand-
stücken. Das Wort Pfändung in KV 205 bezeichnet die Auf-
tragsart und nicht die Erledigungsart. Bei einer erfolglosen
Pfändung wird der Auftrag mit der Durchsuchung und der
Feststellung, dass keine pfändbare Habe vorgefunden wurde,
erledigt und dies durchaus erfolgreich, werden dem Gläubiger
doch in aller Regel weitere Vollstreckungsmöglichkeiten er-
öffnet, wie zum Beispiel Lohn- und Kontenpfändungen,
Durchführung des eV-Verfahrens etc. Zu berücksichtigen ist
auch, dass sich die vom Gerichtsvollzieher zu erhebenden Ge-
bühren am tatsächlichen Aufwand zu orientieren haben, wobei
auf der Hand liegt, dass dieser Aufwand bei einer fruchtlosen
Pfändung identisch ist mit dem einer erfolgreichen Pfändung.

Die Erinnerung ist daher als unbegründet zurückzuweisen.

§ 9, KV 205, GvKostG; Nr. 11 DB-GvKostG

Bei der erfolglos versuchten Pfändung handelt es sich um
eine erledigte Amtshandlung, die mit der Gebühr nach KV
Nr. 205 GvKostG abgegolten wird.

AG Strausberg, Beschl. v. 27. 6. 2001
– 13 M 908/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß §§ 766 Abs. 2 ZPO, 5 Gerichtsvollzieherkos-
tengesetz zulässige Erinnerung des Beteiligten zu 2. (Bezirks-
revisor) ist unbegründet.

Auf Antrag der Gläubigerin vom 7. 5. 2001 wurde am 9. 5.
2001 durch den Beteiligten zu 1. die Wohnung der Schuldne-
rin nach pfändbarer Habe durchsucht. Die Pfändung blieb er-
folglos.

Für die fruchtlose Pfändung stellte der Beteiligte zu 1. am
9. 5. 2001 u. a. eine Gebühr in Höhe von 35,21 DM nach
KV 205 in Rechnung.

Gegen die Kostenrechnung vom 9. 5. 2001 in Höhe von
51,84 DM wendet sich der Beteiligte zu 2. mit seiner Erinne-
rung und beantragt, die Kostenrechnung des Beteiligten zu 1.
dahin abzuändern, dass für die erfolglose Pfändung nur eine
Gebühr in Höhe von 22,01 DM nach dem Kostenverzeichnis
Nr. 604 zugrunde zu legen ist. Er vertritt dazu die Ansicht,
dass die Gebühr nicht der Nr. 205, sondern der Nr. 604 des
Kostenverzeichnisses zu entnehmen sei, da die fruchtlose
bzw. erfolglose Pfändung vom Gebührentatbestand des
KV 604 erfasst werde und eine nicht erledigte Amtshandlung
darstelle.

Die Auffassung des Beteiligten zu 2. und Erinnerungsfüh-
rers ist unzutreffend.

Eine Gebühr nach KV 205 entsteht bei der erfolgreich
durchgeführten Pfändungsamtshandlung unabhängig davon,
ob das Ergebnis positiv oder negativ ist.

Bei der fruchtlosen Pfändung handelt es sich ersichtlich
nicht um eine nicht erledigte Amtshandlung, sondern lediglich
um das negative Ergebnis der Pfändungsamtshandlung.

Die fruchtlose Pfändung ist eben kein besonderes von der
erfolgreichen Pfändung verschiedenes selbstständiges Ge-
schäft, sondern lediglich das negative Ergebnis der Pfän-
dungsamtshandlung (vgl. Schroeder/Kai, 8. Aufl., zu § 17
Abs. 4 Gerichtsvollzieherkostengesetz).

Die Amtshandlung beim Pfändungsauftrag besteht in dem
hoheitlichen Akt der Durchsuchung der Wohnung nach pfänd-
barer Habe des Schuldners. Das Wort Pfändung in KV 205 be-
zeichnet die Auftragsart und nicht die Art oder das Ergebnis
der Erledigung. Bei der erfolglosen Pfändung wird der Auf-
trag mit der Durchsuchung und mit der Feststellung, dass
pfändbare Habe nicht vorgefunden wurde, erledigt. Allein aus
diesem Grund verbietet sich die Annahme, dass es sich um ei-
ne nicht erledigte Amtshandlung handelt, die dem Tatbestand
des KV 604 unterfällt. Die erfolglose Pfändung hat ihrerseits
wieder positive Wirkungen für den Gläubiger und kann damit
durchaus auch als erfolgreich bezeichnet werden. Sie eröffnet
dem Gläubiger nicht selten weitere Vollstreckungsmöglich-
keiten, wie zum Beispiel Lohn- und Kontenpfändung oder die
Durchführung des Verfahrens zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung.

Nicht verkannt werden darf, dass sich die vom Gerichts-
vollzieher zu erhebenden Gebühren am tatsächlichen Auf-
wand zu orientieren haben. Der Aufwand des Gerichtsvollzie-
hers bei einer fruchtlosen Pfändung dürfte zumindest mit dem
bei einer erfolgreichen Pfändung identisch, wenn nicht sogar
höher sein.

In diesem Zusammenhang darf ferner nicht unerwähnt
bleiben, dass die nicht zutreffende Auffassung des Erinne-
rungsführers das nicht zu begründende und nicht zu vertreten-
de Ergebnis zur Folge hätte, dass es allein vom Zufall abhän-
gen würde, ob der Gerichtsvollzieher nach Durchführung der
Pfändungsamtshandlung die höhere Gebühr nach KV 205
oder nur die geringere Gebühr nach KV 604 geltend machen
dürfte. Darauf, ob die Pfändung erfolglos oder erfolgreich aus-
fällt, hat der Gerichtsvollzieher ersichtlich keinen Einfluss.
Das Ergebnis der Pfändung hängt nicht von seinem Fleiß und
von seiner Einsatzbereitschaft ab.

Der Gesetzgeber kann mit dem Gesetz zur Neuordnung des
Gerichtsvollzieherkostenrechts nicht ernstlich gewollt haben,
dass der Gerichtsvollzieher, der zum Beispiel die gleiche An-
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zahl an Pfändungsamtshandlungen wie ein anderer Gerichts-
vollzieher vornimmt, dessen Quote der erfolglosen Pfändun-
gen jedoch die des anderen Gerichtsvollziehers überwiegt,
sich aus Gründen des Zufalls gebührenrechtlich eine Schlech-
terstellung ausgesetzt sieht.

§§ 3, 9, KV 200/604 GvKostG; §§ 753, 845 ZPO

Bei Erteilung eines Auftrages zur Vorpfändung gem. § 845
Abs. 1 Satz 2 ZPO ist die Gebühr gem. KV 200/604 in Hö-
he von 24,45 DM auch dann zu erheben, wenn dem Ge-
richtsvollzieher kein Drittschuldner bekannt geworden ist
und er deshalb keine Vorpfändung ausgebracht hat.

AG Diepholz, Beschl. v. 4. 7. 2001
– 8 M 378/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Zu Recht hat der zuständige Gerichtsvollzieher die von
ihm geltend gemachten Gebühren und Auslagen in Höhe von
95,86 DM erhoben.

Zwar wendet die Erinnerungsführerin ein, dass die durch-
geführte Pfändung erfolglos gewesen ist, dem steht jedoch die
Erhebung von Gebühren und Auslagen durch den Gerichts-
vollzieher nicht entgegen. Offensichtlich ist der Erinnerungs-
führerin und ihrer Mahnabteilung die Novellierung der
entsprechenden Vollstreckungsvorschriften für Gerichtsvoll-
zieher nebst Gebührenordnung entgangen. Danach wird nicht
mehr der „Erfolg“ durch den Gerichtsvollzieher honoriert,
sondern allein die beantragte Tätigkeit unabhängig vom Er-
folg. Dies mag zwar aus Sicht der Erinnerungsführerin uner-
freulich sein, ist aber vom Gesetzgeber so gewollt und inso-
weit auch bewusst geändert worden.

Die als Beschwerde geltende Erinnerung war daher insge-
samt zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Gläubigerin hat sich mit ihrer Erinnerung dagegen ge-
wandt, dass sie mit den Kosten einer Vorpfändung belastet
wurde, obwohl kein Arbeitgeber ermittelt und keine Vorpfän-
dung ausgebracht worden ist. Der Auftrag zur Vorpfändung
war in ihrem Zwangsvollstreckungsauftrag enthalten.

Der Gerichtsvollzieher hat in seiner Stellungnahme hierzu
ausgeführt, der Auftrag zur Vorpfändung sei gem. § 3 Abs. 1
u. 3 GvKostG mit seinem Eingang als erteilt und gem. § 3
Abs. 4 GvKostG als durchgeführt anzusehen gewesen, nach-
dem kein Drittschuldner habe ermittelt werden können. Dem-
gemäß sei für die Nichterledigung des Auftrages zur Vorpfän-
dung die Gebühr nach KV 200/604 fällig geworden.

§§ 3, 9, KV 200, 205, 604 GvKostG; § 900 Abs. 2 ZPO

Ist die Zwangsvollstreckung erfolglos verlaufen, weil
pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden wurden, so ist
vom Gerichtsvollzieher hierfür die Gebühr nach KV 205
in Höhe von 39,12 DM zu berechnen. Ergeben sich auch
keine pfändbaren Forderungen, so ist für die Nichterledi-
gung des gleichzeitig erteilten Auftrages zur Vorpfändung
die Gebühr gem. KV 200/604 in Höhe von 24,45 DM zu er-
heben.

AG Rotenburg/W., Beschl. v. 10. 7. 2001
– 2M 944/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gemäß §§ 766 Abs. 2 ZPO, 5 GvKostG zulässige Erin-
nerung ist unbegründet.

Auf Antrag der Gläubigerin vom 10. 5. 2001 wurde am
23. 5. 2001 die Wohnung des Schuldners nach pfändbarer
Habe durchsucht. Die Pfändung blieb erfolglos.

Auch Forderungen wurden nicht festgestellt.

Für die fruchtlose Pfändung wurde am 23. 5. 2001 eine
Gebühr gem. KV 205 GvKostG in Höhe von 39,12 DM, für
die unerledigte Vorpfändung eine Gebühr gemäß KV 604
GvKostG in Höhe von 24,45 DM in Rechnung gestellt. Hier-
gegen wendet sich die Erinnerung der Gläubigerin vom 22. 6.
2001. Eine Pfändung sei nicht durchgeführt worden. Der Ge-
richtsvollzieher habe den Arbeitgeber nicht ermittelt und so-
mit auch keine Vorpfändungsermächtigung gemäß § 845
Abs. 1 ZPO erstellt.

Diese Auffassung ist jedoch nicht zutreffend. Eine Gebühr
nach KV 205 entsteht bei der erfolgreich durchgeführten Pfän-
dungsamtshandlung unabhängig davon, ob das Ergebnis der
Pfändungsamtshandlung positiv oder negativ ist. Das seit dem
1. 5. 2001 geltende Gerichtsvollzieherkostengesetz sieht eine
Unterscheidung zwischen erfolgreicher und erfolgloser Pfän-
dung nicht mehr vor. Die fruchtlose Pfändung ist eben kein
besonders von der erfolgreichen Pfändung verschiedenes
Geschäft, sondern lediglich das negative Ergebnis der Pfän-
dungsamtshandlung. Die Amtshandlung beim Pfändungsauf-
trag besteht in dem hoheitlichen Akt der Durchsuchung der
Wohnung nach Pfandstücken. Das Wort Pfändung in KV 205
bezeichnet die Auftragsart und nicht die Erledigungsart.

Zu berücksichtigen ist auch, dass sich die vom Gerichts-
vollzieher zu erhebenden Gebühren am tatsächlichen Auf-
wand zu orientieren haben, wobei auf der Hand liegt, dass die-
ser Aufwand bei einer fruchtlosen Pfändung identisch ist mit
dem einer erfolgreichen Pfändung.

Die Gebühr gemäß KV 604 für die unerledigte Vorpfän-
dung ist auch dann anzusetzen, wenn der Gerichtsvollzieher
keine Forderungen feststellt, der Gläubiger jedoch den Erlass
einer Vorpfändungsbenachrichtigung gemäß § 845 ZPO bean-
tragt hat. Die Regelung des § 3 Abs. 2 Satz 3 GvKostG ist so
eindeutig nur auf die Fälle des § 900 Abs. 2 ZPO bezogen,
dass eine entsprechende Anwendung für andere, ebenfalls un-
ter einer Bedingung stehende Aufträge, nicht erfolgen kann.

Die Erinnerung ist zurückzuweisen.

§ 788 ZPO; § 109 GVGA

Die Kosten eines Teilzahlungsvergleichs sind keine not-
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung und deshalb
nicht aufgrund des zugrunde liegenden Schuldtitels bei-
treibbar.

AG Tecklenburg, Beschl. v. 25. 4. 2001
– 12 M 221/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner aus einem Vollstreckungsbescheid vom 2. 1.
2001.

Der Gerichtsvollzieher lehnte den Vollstreckungsauftrag
insoweit ab, als der Auftrag auch die Kosten für einen Raten-
zahlungsvergleich vom 19. Februar 2001 in Höhe von
767,50 DM umfasste.
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Hiergegen wendet sich die Gläubigerin mit der Erinne-
rung. Sie trägt vor, die Kosten eines Ratenzahlungsvergleichs
seien sehr wohl notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung.

Die Erinnerung ist zulässig, in der Sache jedoch nicht be-
gründet.

Der Gerichtsvollzieher hat den Vollstreckungsauftrag hin-
sichtlich der Kosten des Ratenzahlungsvergleichs zu Recht
abgelehnt. Dabei kann dahinstehen, ob vorliegend überhaupt
ein Vergleich vorliegt, der durch ein gegenseitiges Nachgeben
gekennzeichnet ist, und ob der geltend gemachte Betrag von
767,50 DM der Höhe nach gerechtfertigt ist.

Gemäß § 788 ZPO können nur notwendige Kosten der
Zwangsvollstreckung beigetrieben werden, wozu die Kosten
eines Ratenzahlungsvergleichs nicht zählen. Durch einen Ra-
tenzahlungsvergleich soll die Zwangsvollstreckung gerade
vermieden werden. Die durch den Vergleich entstandenen
Kosten stellen daher keine notwendigen Vollstreckungskosten
dar (vgl. LG Düsseldorf, DGVZ 1997, 159).

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

§ 173 BGB; § 81 ZPO; § 62 Nr. 5 GVGA

Verlangt der als Gläubigervertreter tätige Rechtsanwalt,
die vom Gerichtsvollzieher eingezogenen Beträge an ihn
zu überweisen, so muss er diesem eine Geldempfangsvoll-
macht im Original vorlegen. Der Hinweis auf eine bei Ge-
richt hinterlegte Generalvollmacht reicht nicht aus.

AG Warburg, Beschl. v. 19. 6. 2001
– 5 M 441/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubiger betreibt gegen den Schuldner die Zwangsvollstre-
ckung. Mit anwaltlichem Schreiben vom 19. März 2001 erteilte der
Gläubiger dem zuständigen Gerichtsvollzieher einen Zwangsvollstre-
ckungsauftrag. In dem Auftrag war vermerkt, dass die beizutreibende
Zahlung des Schuldners auf eines der Konten der Verfahrensbevoll-
mächtigten gezahlt werden sollte. Der Antrag enthielt in diesem Zu-
sammenhang zugleich den Hinweis, dass eine Geldempfangsvoll-
macht der Verfahrensbevollmächtigten für den Gläubiger bei dem
Amtsgericht Paderborn vorliege und dort eingesehen werden könne.
Der zuständige Gerichtsvollzieher stellte den Pfändungsantrag gemäß
§ 63 GVGA ein und beraumte sodann Termin zur Abgabe der Eides-
stattlichen Versicherung gemäß § 807 ZPO auf den 18. April 2001 an.
In diesem Termin erschien der Schuldner. Er verweigerte die Abgabe
der Eidesstattlichen Versicherung und sagte zugleich den Ausgleich
der Gesamtforderung für den 20. April 2001 zu. In der Folge erfolgte
die Zahlung durch den Schuldner tatsächlich. Der zuständige Ge-
richtsvollzieher teilte den Gläubigervertretern mit Schreiben vom
18. April 2001 daraufhin mit, dass der von dem Schuldner geleistete
Betrag nicht an die Verfahrensbevollmächtigten des Gläubigers aus-
gezahlt werden könne, da die unbedingt erforderliche Geldempfangs-
vollmacht ihm nicht vorliege. Der Gerichtsvollzieher forderte die Ver-
fahrensbevollmächtigten des Gläubigers auf, eine Geldempfangsvoll-
macht neueren Datums umgehend einzureichen oder die Kontonum-
mer des Gläubigers zwecks Überweisung des eingezogenen Betrages
anzugeben.

Unter dem 23. April 2001 übermittelten die Verfahrensbevoll-
mächtigten des Gläubigers dem Gerichtsvollzieher daraufhin per Fax
eine Bescheinigung des Direktors des Amtsgerichts Paderborn vom
19. April 2000, nach deren Inhalt den Gläubigervertretern die Hinter-
legung der ihnen von dem Gläubiger für sämtliche Vollstreckungsan-
gelegenheiten erteilten Vollmacht bestätigt wurde. Der zuständige
Gerichtsvollzieher weigerte sich jedoch weiterhin, eine Auszahlung
des eingezogenen Betrages an die Verfahrensbevollmächtigten des
Gläubigers vorzunehmen. Unter dem 27. April 2001 forderte der Ge-
richtsvollzieher die Gläubigervertreter nochmals auf, eine Original-
vollmacht vorzulegen.

Mit anwaltlichen Schriftsatz vom 3. Mai 2001 legte der Gläubiger
Erinnerung gegen die Weigerung des zuständigen Gerichtsvollzie-

hers, den von dem Schuldner eingezogenen Betrag an die Verfahrens-
bevollmächtigten auszukehren, ein. Zur Begründung wurde in diesem
Zusammenhang ausgeführt, die Verfahrensbevollmächtigten des
Gläubigers seien durch die bei dem Amtsgericht Paderborn im Origi-
nal vorliegende Generalinkassovollmacht hinreichend zur Entgegen-
nahme des eingezogenen Geldbetrages legitimiert, so dass die Weige-
rung des Gerichtsvollziehers, die Auszahlung an die Verfahrensbe-
vollmächtigten vorzunehmen, nicht rechtens sei.

Die zunächst bei dem Amtsgericht Paderborn eingelegte,
auf Antrag an das Amtsgericht Warburg abgegebene Erinne-
rung des Gläubigers nach § 766 ZPO ist zulässig, in der Sache
jedoch unbegründet.

Nach Auffassung des erkennbaren Gerichtes hat der zu-
ständige Gerichtsvollzieher zu Recht die Auskehr des verein-
nahmten Betrages an die Verfahrensbevollmächtigten des
Gläubigers verweigert, da ihm seitens der Verfahrensbevoll-
mächtigten oder des Gläubigers selbst keine hinreichende Le-
gitimation für den Geldempfang vorgelegt worden ist. Gemäß
§ 815 Abs. 1 ZPO ist gepfändetes Geld grundsätzlich dem
Gläubiger abzuliefern. Ein Vertreter des Gläubigers muss in-
soweit eine Geldempfangsvollmacht nachweisen, um die
Auskehr des Geldbetrages an sich beanspruchen zu können.
Nach § 62 Ziffer 2 GVGA ist der Vertreter des Gläubigers zur
Entgegennahme von Geldern aber nur dann hinreichend be-
vollmächtigt, wenn er zum Empfang des Geldes besonders
bevollmächtigt worden ist. An der Vorlage einer solchen Be-
vollmächtigung durch den Gläubigervertreter fehlt es vorlie-
gend aber. Die Gläubigervertreter haben dem zuständigen
Gerichtsvollzieher lediglich eine 1 Jahr alte Bestätigung des
Amtsgerichtes Paderborn über die Hinterlegung einer Voll-
macht für den Gläubiger für sämtliche Vollstreckungsange-
legenheiten vorgelegt. Es ist bereits zweifelhaft, ob die erfor-
derliche besondere Vollmacht für den Geldempfang von der
Bevollmächtigung hierfür „sämtliche Vollstreckungsangele-
genheiten“ umfasst ist. Dies ließe sich gegebenenfalls im
Wege der Auslegung ermitteln, wozu nach Auffassung des
Gerichtes aber auch die Einsichtnahme in die eigentliche
Vollmachtsurkunde zum Zwecke der Feststellung des genau-
en Wortlauts erfolgen müsste. Die Bestätigung über die Hin-
terlegung einer umfassenden Vollstreckungsvollmacht jeden-
falls reicht nach diesseitiger Ansicht nicht aus, um die
besondere Vollmacht zur Entgegennahme des Geldes nachzu-
weisen. Der in Warburg ansässige und für den Warburger Be-
zirk zuständige Gerichtsvollzieher ist nach diesseitiger Auf-
fassung auch nicht gehalten, sich bei dem Amtsgericht
Paderborn hinsichtlich des Inhalts der Vollmacht kundig zu
machen. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass die Bestäti-
gung über die Vollmachtshinterlegung zudem über 1 Jahr alt
ist. Vor diesem Hintergrund ist es jedenfalls möglich, dass die
Vollmacht nicht mehr besteht.

Nach alledem hat der zuständige Gerichtsvollzieher zu
Recht die Auskehr des vom Schuldner gezahlten Geldbetra-
ges an die Verfahrensbevollmächtigten des Gläubigers ver-
weigert. Die Erinnerung war daher als unbegründet zurückzu-
weisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Das Landgericht Paderborn hat durch Beschluss vom 16.
7. 2001 – 3 T 126/2001 – die Beschwerde des Gläubigers ge-
gen vorstehende Entscheidung aus den zutreffenden Gründen
des angefochtenen Beschlusses auf Kosten des Gläubigers zu-
rückgewiesen und unter Hinweis auf LG Bielefeld, DGVZ
1993, Nr. 2; LG Frankfurt, DGVZ 1995 Nr. 5 sowie LG Ingol-
stadt, DGVZ 1994 Nr. 6, lediglich ergänzend angemerkt, dass
die Entscheidung des Amtsgerichts der ständigen Rechtspre-
chung entspreche.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Anfechtungsrecht

Kommentar der §§ 129–147 InsO, §§ 1–20 AnfG 1999. Von Dr.
Harald Hess und Michaela Weis, 2., völlig neu bearbeitete Aufl., 1999,
XVI + 330 S., geb., Verlag C. F. Müller, Heidelberg. 168,– DM.

Mit Inkrafttreten der Insolvenzrechtsreform ist die Anfechtbarkeit von
Rechtshandlungen des Schuldners für dessen Gläubiger und ggf. für
den Insolvenzverwalter erleichtert und besser handhabbar gemacht
worden, insb. durch Verzicht auf schwer nachweisbare subjektive An-
fechtungsvoraussetzungen. Die Bedeutung dieses Rechtsinstituts wird
darum zunehmen; seine besondere Praxisrelevanz für die Tätigkeit
des Gerichtsvollziehers liegt zum einen darin, dass der Gerichtsvoll-
zieher bei der Abnahme der eidesstattlichen Versicherung auch nach
– bestimmten – anfechtbaren Rechtshandlungen zu fragen hat, zum
anderen darin, dass u. U. auch Zwangsvollstreckungsmaßnahmen der
Anfechtung nach dem AnfG oder der InsO unterliegen.

Das AnfG ist allerdings ebenso wie die §§ 129 ff. InsO nicht gerade
leicht verständlich formuliert, so dass der Rechtsanwender am Heran-
ziehen von Erläuterungswerken nicht vorbeikommt. Das vorliegende
Werk zeichnet sich besonders durch die umfassende Dokumentation
der Rechtsprechung aus, auch der zum alten Recht, soweit sie auch un-
ter Geltung der neuen Gesetzeslage weiter anwendbar erscheint. Auch
inhaltlich orientiert sich die Kommentierung vornehmlich an der
Rechtsprechung, aber auch die einschlägige Literatur ist ausgewertet.
Besonders ausführlich behandelt und durch zahlreiche Beispiele an-
schaulich gemacht haben die Bearbeiter die schwierige Abgrenzung
zwischen der kongruenten und der inkongruenten Deckung.

Die Darstellung ist – soweit dies bei einer so komplizierten Rechtsma-
terie machbar ist – gut verständlich. Ein engmaschiges Randnum-
mernsystem und ein umfangreiches Sachregister machen das Nach-
schlagen leicht. Als kleinen Mangel ansehen kann man, dass verschie-
dentlich Ausführungen mehrfach gebracht werden, weil die Verfasser
beim Nachtragen neuer Gerichtsentscheidungen den ursprünglichen
Kommentartext oft unverändert stehen gelassen haben. Um ein Verse-
hen handelt es sich wohl bei der Aussage in § 129 InsO Rdnr. 96, der
Rückgewähranspruch gem. § 143 InsO könne auch von einer Finanz-
behörde geltend gemacht werden; diese Aussage ist mit der eindeuti-
gen gesetzlichen Regelung in § 129 Abs. 1 InsO unvereinbar.

Michael App, Strasbourg

Thomas/Putzo: Zivilprozessordnung mit Gerichtsverfassungsgesetz,
den Einführungsgesetzen und europarechtlichen Vorschriften (EuG-
VÜ, LGVÜ, EheVO, ZustellungsVO, AVAG). Erläutert von Prof. Dr.
Heinz Thomas, VRiOLG a. D.; Prof. Dr. Hans Putzo, VizePräs. Bay-
ObLG a. D.; Dr. Klaus Reichold, VriOLG; Dr. Rainer Hüßtege,
RiOLG. 23. neu bearbeitete Auflage, 2001, XXVII, 1968 Seiten. In
Leinen DM 98,00, ISBN 3-406-47527-2. DM-Preise gültig bis max.
31. 12. 2001, Verlag C. H. Beck, München.

Die vor 2 Jahren erschienene 22. Auflage des bewährten Kommentars
(vgl. DGVZ 1999, S. 144) ist nicht mehr in allen Teilen aktuell, weil
seitdem zahlreiche Gesetzesänderungen in Kraft getreten sind. Seine
dadurch notwendig gewordene Überarbeitung berücksichtigt in seiner
23. Auflage alle Gesetzesänderungen bis zum 1. März 2001. Eingear-
beitet sind die Änderungen der ZPO, des EGZPO, des GVG und des
europäischen Zivilverfahrensrechts wie z. B. das Gesetz zur Neuord-
nung des Berufsrechts der Rechtsanwälte und der Patentanwälte

i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 17. 12. 1999, das Gesetz zur Um-
setzung von Richtlinien der EG auf dem Gebiet des Berufsrechts der
Rechtsanwälte vom 9. 3. 2000, das Gesetz zur Förderung der außerge-
richtlichen Streitbeilegung vom 15. 12. 1999, das Gesetz zur Stärkung
der Unabhängigkeit der Richter und Gerichte vom 22. 12. 1999, das
Gesetz zur Beschleunigung fälliger Zahlungen vom 30. 3 2000 und
das Gesetz zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet der Aner-
kennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil-
und Handelssachen vom 19. 2. 2001.

Für die praktische Arbeit des Gerichtsvollziehers sind insbesondere
von Bedeutung die ab 1. 8. 2001 geltenden Änderungen vollstre-
ckungsrechtlicher Vorschriften für eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten, die auch Gegenstand einer Abhandlung in dieser Ausgabe der
DGVZ sind. Ebenso die vollstreckungsrelevanten Bestimmungen des
ab 1. 3. 2001 geltenden Anerkennung- und Vollstreckungsausfüh-
rungsgesetzes (AVAG) vom 19. 2. 2001 (BGBl. I S. 288).

Die 23. Auflage hat die bisherige Gliederung und prägnante Fassung
der Erläuterungen beibehalten. Bei Klärungsbedarf gilt der erste Griff
des Praktikers meist dem handlichen Thomas/Putzo, aus dem sich in
der Regel die gewünschten Erkenntnisse gewinnen lassen. Bemer-
kenswert, dass die Neuauflage zum gleichen Preis angeboten wird, ob-
wohl sie gegenüber der Vorauflage fast 100 Seiten mehr aufweist.
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